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N Buchüruckerei der Thorner Oltdeutſchen Zeitung S. m. b. 5, Thorn. U 


Bericht 


der Handelskammer zu Thorn 
für die Monate November, Dezember 1907 und Januar 1908. 


I. Sitzungsbericht. 


Niederſchrift über die Vollſitzung 
vom 11. Jauuar. 


Anweſend die Herren: Kommerzienrat Dietrich, Aſch, Gerſon, 
Glückmann, Gukſch, Kittler, Laengner, Raapke, Sternberg, 
Wolff, Berendes, Peters, Schultze, Littmann, Majewski, Cohn, 
Landshut; Voigt. 

Entſchuldigt fehlen die Herren: Houtermans, Schwartz, Menders— 
hauſen, Bauer und Wagner. 


1. Einführung der neuen Mitglieder. 

Der Vorſitzende begrüßt die neugewählten Mitglieder, die Herren 
Gerſon, Glückmann, Sternberg, Raapke und Littmann und ſpricht ſein 
Bedauern darüber aus, daß Herr Rawitzki, der der Kammer 26 Jahre 
angehört hat, nicht wiedergewählt worden iſt. Es wird beſchloſſen, 
Herrn Rawitzki für ſeine langjährige, erfolgreiche Tätigkeit den Dank 
der Kammer auszuſprechen. 


2. Konſtituierung der Kammer. 

Zum Vorſitzenden wird Herr Kommerzienrat Dietrich, zum erſten 
ſtellvertretenden Vorſitzenden Herr Stadtrat Laengner, zum zweiten 
jtellvertretenden Vorſitzenden Herr Bankdirektor Aſch und zum Schatz— 
meiſter Herr A. Kittler wiedergewählt. 
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3. Wahl der ſländigen Kommiſſion. 

Zu Mitgliedern der ſtändigen Kommiſſion werden gewählt die 
Herren: Dietrich, Aſch, Glückmann, Gukſch, Houtermans, Laengner, 
Sternberg, Wolff, Schultze. Bei Fragen, die das Speditionsweſen 
betreffen, ſoll Herr Richard Keller, bei Fragen, die den Futtermittel— 
handel angehen, Herr Max Wollenberg zugezogen werden. 


4. Wahlprüfung. 
Bei den Wahlen im Dezember 1907 ſind gewählt worden 
1) im Wahlkreiſe Thorn-Stadt die Herren 
Houtermans, Kittler, Wolff, Raapke (bis Ende 1913) 
Gerſon, Glückmann, Sternberg (bis Ende 1909) 
2) im Wahlkreiſe Thorn-Land die Herren 
Berendes und Mendershauſen (bis Ende 1913) 
3) im Wahlkreiſe Brieſen die Herren 
R. Bauer und Leopold Littmann (bis Ende 1913). 

Da Einſprüche nicht erhoben worden ſind, werden die Wahlen 
für gültig erklärt. 

5. Prüfung der Jahresrechnungen. 

Die Herren Aſch und Wolff berichten über das Ergebnis ihrer 
Prüfung der Jahresrechnungen. Auf ihren Antrag wird den Rechnungs— 
führern Entlaſtung erteilt. 

6. Vereidigung. 

Herr Heinrich Schleſinger wird als Bücherreviſor auf die von 
der Kammer erlaſſenen Vorſchriften vereidigt. Über die Vereidigung 
wird ein beſonderes Protokoll aufgenommen. 


7. Bau einer Nude für den Tagerhausaufſeher. 

Der Lagerhausaufſeher Weinert hatte beantragt, ihm in der 
Nähe des Lagerhauſes II auf dem Hauptbahnhofe eine Bude zu er— 
richten, in der er ſich bei ſchlechtem Wetter aufhalten könne. Die 
Koſten für eine ſolche Bude werden bewilligt. 


8. Wohnungsgeldzuſchuß. 

Die ſtändige Kommiſſion hat dem Bureaugehilfen Pauſe in An— 
betracht der geſteigerten Lebensmittelpreiſe einen Wohnungsgeldzuſchuß 
von 180 Mk. jährlich bewilligt vorbehaltlich der Genehmigung der 
Vollſitzung. 

Die Genehmigung wird erteilt. Der Wohnungsgeldzuſchuß von 
180 Mark ſoll bereits für das Jahr 1907/08 gezahlt werden. 
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9. SHtipendienbeitrag für die Handelsſchule. 

Die Direktion der Gewerbeſchule bittet die Kammer, auch für 
das Jahr 1908 einen Beitrag zu dem Stipendienfonds der Handels— 
ſchule zu bewilligen. 

Es ſollen wie im Vorjahre 100 Mark gegeben werden. 


10. Holzmeßamt. 

Die von den Delegierten der Handelskörperſchaften zu Berlin, 
Bromberg, Graudenz, Danzig, Elbing und Thorn vorgeſchlagenen 
Satzungen des Holzmeßamtes zu Thorn ſind von ſämtlichen beteiligten 
Körperſchaften genehmigt worden. Nach dieſen Satzungen hat die 
Handelskammer zu Thorn 3 Mitglieder und 3 Stellvertreter für die 
Aufſichtskommiſſion des Holzmeßamtes zu wählen. 

Zu Mitgliedern der Aufjichtstommiljion werden gewählt die 
Herren Aſch, Houtermans und Kador. Als Stellvertreter für Herrn 
Aſch wird Herr F. Hartwig, für Herrn Houtermans Herr H. Illgner 
und für Herrn Kador Herr Herm. Moskiewicz gewählt. 

11. Vierteljahresberichte. 
Der Antrag des Herrn Wolff, die Herausgabe der Vierteljahres— 


berichte einzuſtellen und wie früher nur noch Jahresberichte erſcheinen 
zu laſſen, wird abgelehnt. 


12. Kanalprojent Weichſel — Maſuren. 
Der Vorſitzende gibt Kenntnis von dem Stande des Kanal— 
projektes Weichſel—Maſuren und weiſt auf den im Anſchluß an die 
Sitzung ſtattfindenden Vortrag des Herrn Profeſſor Ehlers hin. 


13. Geſetzentwurf über die Abänderung des Geſetzes zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbes. 
Dem Vorſchlage der ſtändigen Kommiſſion gemäß ſpricht die 
Verſammlung ihr Einverſtändnis mit dem vorliegenden Geſetzent— 
wurf aus. 


14. Ausprägung von 25. Pfennig-Stücken. 

Das Bedürfnis nach Ausprägung von 25,-Pfennig-Stücken wird 
bejaht. Es ſoll eine Eingabe an den Staatsſekretär des Reichsſchatz— 
amtes gerichtet werden, worin um Ausprägung derartiger Geldſtücke 
gebeten wird. a f 


II. Verhandlungen der Handelskammer. 


1. Einrichtungen für Handel und Induſtrie. 


Abänderung des Geſetzes zur Bekämpfung 


des unlauteren Wettbewerbes. 

Durch Verfügung vom 4. Januar hatte der Herr Miniſter für 
Handel und Gewerbe den Handelsvertretungen anheimgeſtellt, ihm 
etwaige Vorſchläge zur Anderung oder Ergänzung des Entwurfs 
eines Geſetzes, betreffend die Abänderung des Geſetzes zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbes vom 27. Mai 1896 bis zum 1. März 
1908 mitzuteilen. Wir ſchrieben darauf unter dem 14. Januar: 

„Ew. Exzellenz berichten wir gehorſamſt, daß wir den Ab— 
änderungsentwurf des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wett— 
bewerbes eingehend geprüft haben und zu dem Ergebnis gekommen 
ſind, daß der Entwurf den Bedürfniſſen des Handelsverkehrs in vollem 
Umfange Rechnung trägt. Wir haben uns zwar im Jahre 1900 da— 
gegen ausgeſprochen, daß bei Ausverkäufen die Nachſchiebung von 
Waren zugleich unterſagt werde, da bei durchaus reellen Ausverkäufen 
die nachträgliche Hinzufügung von Waren der leichteren Verkäuflichkeit 
des geſamten Warenbeſtandes wegen häufig erforderlich ſei. Dies 
trifft zwar auch heute noch zu, und wenn wir uns dennoch nicht gegen 
§ 10 des Entwurfs ausſprechen, jo tun wir dies aus der Erwägung 
heraus, daß ohne ein ſolches Verbot der Unlauterkeit bei Ausver- 
käufen Tür und Tor geöffnet bleibt.“ 


8-Ahr⸗Cadenſchluß in Thorn. 


Unter dem 21. Januar wandten wir uns mit nachſtehender 
Eingabe an den Herrn Regierungspräſidenten in Marienwerder: 

„Ew. Hochwohlgeboren bitten wir gehorſamſt, gemäß § 139 f 
der Gewerbeordnung die Thorner Geſchäftsinhaber zu einer Außerung 
über die Einführung des 8-Uhr-Ladenſchluſſes aufzufordern. 

Seit 4 Jahren treten die Ladeninhaber Thorns vergeblich für 
den 8⸗Uhr⸗Ladenſchluß ein. Namentlich die letzte Abſtimmung hat klar— 
gelegt, daß, abgeſehen von den Zigarren- und Materialwarenhändlern, 
eine große Majorität für die Einführung des fakultativen Ladenſchluſſes 
beſteht, und die Ew. Hochwohlgeboren kürzlich zugegangene Eingabe hat 
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bewiejen, daß der ernſte Wille vorhanden iſt, das geſteckte Ziel zu 
erreichen. Wie wir hören, hat es ſich nun aber bei Prüfung der 
Unterſchriften dieſer Eingabe ergeben, daß der Antrag nicht von einem 
vollen Drittel der Geſchäftsinhaber unterſchrieben worden iſt. Dies iſt 
jedoch nicht darauf zurückzuführen, daß die erforderlichen Unterſchriften 
nicht beizubringen geweſen wären, ſondern darauf, daß auch Geſchäfts— 
inhaber, für die bereits der 8-Uhr-Ladenſchluß beſteht, mitunterſchrieben 
haben in der Meinung, daß auch ſie ein Intereſſe an der Ver— 
allgemeinerung des Ladenſchluſſes hätten. Wenn nun dieſe Stimmen 
auch für ungültig erklärt werden müſſen, ſo ließen ſich doch mit 
Leichtigkeit die fehlenden Unterjchriften beibringen, und wir bitten daher 
gehorſamſt, dies den Antragſtellern aufzugeben, wenn Ew. Hochwohl— 
geboren nicht vorziehen ſollten, überhaupt auf den Antrag zu verzichten. 
Nach § 139 f Abſatz 1 kann die Umfrage auch ohne Antrag vorgenommen 
werden, und wir glauben, daß gerade im vorliegenden Falle, wo das 
Bedürfnis klar erwieſen iſt, von dieſer Beſtimmung Gebrauch zu machen 
wäre, da dies am ſchnellſten zum Ziele führen würde. 

Es kann doch nicht die Abſicht der Regierung ſein, Thorn noch 
länger von der Wohltat des 8-Uhr-Ladenſchluſſes auszuſchließen, nach— 
dem er in den Nachbarſtädten Graudenz, Bromberg, Danzig und 
Elbing eingeführt worden iſt, denn es entſtehen jetzt unſern Laden— 
inhabern unnütze Koſten, aber auch Schwierigkeiten bei der Beſchaffung 
des Perſonals. Die Handlungsgehilfen ziehen es nämlich vor, nach 
Städten mit 8-Uhr-Ladenſchluß zu gehen, und es liegt ſchon jetzt eine 
Reihe von Fällen vor, in denen es Handlungsgehilfen aus dieſem 
Grunde abgelehnt haben, eine Stelle in Thorn anzunehmen. 

Wir geſtatten uns daher, Ew. Hochwohlgeboren nochmals 
gehorſamſt zu bitten, baldmöglichſt die Thorner Geſchäftsinhaber zur 
Abſtimmung nach Geſchäftszweigen über die Einführung des 8-Uhr— 
Ladenſchluſſes aufzufordern.“ 

Darauf ging uns unter dem 3. Februar der Beſcheid zu, daß 
der Herr Regierungspräſident eine Abſtimmung der beteiligten Laden— 
inhaber über den 8-Uhr-Ladenſchluß auf Grund des § 139 f Abſ. 1 
der Gewerbeordnung veranlaßt habe. 


| Abänderung der Veſtimmungen der Gewerbeordnung 
über die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe. 
Unter dem 26. November ließ der deutſche Reichskanzler den 
7 Bundesſtaaten nachſtehenden Entwurf über die Sonntagsruhe im 
Handelsgewerbe zugehen: 
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41 a Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Soweit nach den Beſtimmungen der §§ 105 b bis 105 h 
Gehilfen, Lehrlinge und Arbeiter im Handelsgewerbe ein— 
ſchließlich des nach Art des Handelsgewerbes eingerichteten 
Geſchäftsbetriebs von Konſum- und anderen Vereinen und 
Geſellſchaften an Sonn- und Feſttagen nicht beſchäftigt 
werden dürfen, darf in offenen Verkaufsſtellen ein Gewerbe— 
betrieb an dieſen Tagen nicht ſtattfinden. 

105 b Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Im Handelsgewerbe einſchließlich des nach Art des Handels— 
gewerbes eingerichteten Geſchäftsbetriebs von Konſum- und 
anderen Vereinen und Geſellſchaften dürfen Gehilfen, Lehr— 
linge und Arbeiter vorbehaltlich der Beſtimmungen in den 
SS 105 und 105 an Sonn- und Feſttagen nicht beſchäftigt 
werden. 
105d Abſ. 3 ijt zu ſtreichen. 


Abi. 2 des § 105e iſt zu ſtreichen, hinter dem jetzigen Abſ. 3 
— in Zukunft Abſ. 2 — des § 105 e ſind folgende Beſtimmungen 
einzuſchalten: 


Abi. 3: 


Abſ. 4: 


Für alle oder einzelne Zweige des Handelsgewerbes 
darf neben den nach Abſ. 1 zugelaſſenen Ausnahmen mit der 
jederzeit widerruflichen Genehmigung der Auſſichtsbehörde 
durch Beſchluß eines weiteren Kommunalverbandes oder in 
Ermangelung eines ſolchen Beſchluſſes durch Beſchluß einer 
Gemeinde an Sonn- und Feſttagen mit Ausnahme des erſten 
Weihnachts-, Oſter- und Pfingſttags eine beſchränkte Be— 
ſchäftigung zugelaſſen werden und zwar: 

J. für die letzten beiden Sonntage vor Weihnachten bis 
zur Dauer von 10 Stunden, jedoch nicht über 7 Uhr 
abends hinaus, 

2. für jährlich drei weitere Sonn- und Feſttage, an welchen 
örtliche Verhältniſſe einen erweiterten Geſchäftsverkehr 
erforderlich machen, bis zur Dauer von 6 Stunden, je— 
doch nicht über 4 Uhr nachmittags hinaus, 

3. für die übrigen Sonn- und Feſttage bis zur Dauer von 
3 Stunden, jedoch nicht über 2 Uhr nachmittags hinaus. 

Die auf Grund der Beſtimmungen im Abſ. 3 zugelaſſenen 

Beſchäftigungsſtunden im Handelsgewerbe ſind unter Berück— 
ſichtigung der für den öffentlichen Gottesdienſt beſtimmten 
Zeit ſo feſtzuſetzen, daß die Beſchäftigten am Beſuche des 
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Gottesdienſtes nicht gehindert werden. Die Feſtſetzung der 
Beſchäftigungsſtunden kann für verſchiedene Zweige des 
Handelsgewerbes verſchieden erfolgen. 

Abſ. 5: Der Bundesrat trifft über die Vorausſetzungen und Be— 
dingungen der Zulaſſung der in den Abſätzen 1 und 3 be— 
zeichneten Ausnahmen und über den Umfang der Ausnahmen 
nähere Beſtimmungen, dieſe ſind dem Reichstage bei ſeinem 
nächſten Zuſammentritte zur Kenntnisnahme mitzuteilen. 

§ 146 a. 

Statt „den auf Grund des § 105 b Abſ. 2 erlaſſenen ſtatuta— 
riſchen Beſtimmungen“ iſt zu ſetzen: „den auf Grund des § 105 e ge— 
nehmigten Beſchlüſſen“. 

Der Handelsminiſter, der Kultusminiſter und der Miniſter des 
Innern überſandten dieſen Entwurf mit folgendem Anſchreiben an 
die Regierungspräſidenten: 

„In dem nebſt Anlagen beigefügten Schreiben vom 26. v. M. 
(II. 5154) teilt der Herr Reichskanzler einen Entwurf, betreffend Ab— 
änderung der Beſtimmungen der Gewerbeordnung über die Sonntags— 
ruhe im Handelsgewerbe, den Bundesregierungen zur Begutachtung mit. 

Der Entwurf bezweckt eine erhebliche Umgeſtaltung der Vorſchriften 
über die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe. 

Bisher iſt gemäß § 105 b Abſ. 2 der Gewerbeordnung an Sonn— 
und Feſttagen grundſätzlich eine fünfjtündige Beſchäftigung im Handels— 
gewerbe zugelaſſen; dieſe Beſchäftigungszeit kann aber durch ſtatutariſche 
Beſtimmungen der Gemeinden und weiteren Kommunalverbände ein— 
geſchränkt werden. Auf Grund des § 105 c a. a. O. find gewiſſe un— 
aufſchiebbare Arbeiten auch außerhalb der im § 105 b zugelaſſenen 
Beſchäftigungsſtunden ohne weiteres geſtattet. Ferner kann für ſolche 
Zweige des Handelsgewerbes, deren vollſtändige oder teilweiſe Aus— 
übung an Sonn- und Feſttagen zur Befriedigung täglicher oder an 
dieſen Tagen beſonders hervortretender Bedürfniſſe der Bevölkerung 
erforderlich iſt, durch die höheren Verwaltungsbehörden die Sonntags— 
arbeit über die im §S 105 b Abſ. 2 gezogenen Grenzen hinaus geſtattet 
werden. 

Der Entwurf ſtellt den Grundſatz auf, daß — ebenſo, wie ſchon 
jetzt in der Induſtrie und im Handwerk (§ 105 b Abſ. 1) — in Zukunft 
auch im Handelsgewerbe Gehilfen, Lehrlinge und Arbeiter an Sonn— 
und Feſttagen nicht beſchäftigt werden dürfen. Ausnahmen von dieſem 
Grundſatze ſollen in folgendem Umfange zuläſſig ſein: 

1. Die Vorſchriften des §8 105 %, wonach gewiſſe unaufſchiebbare 
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Arbeiten an Sonn- und Feſttagen unter beſtimmten Bedingungen ohne 
weiteres zuläſſig ſind, bleiben unberührt. 

2. Ebenſo bleiben die Vorſchriften des § 105 e Abſ. 1 beſtehen. 
Auch in Zukunft werden alſo die höheren Verwaltungsbehörden (Re— 
gierungspräſidenten) für diejenigen Zweige des Handelsgewerbes, deren 
Ausübung Sonntags zur Befriedigung von Bedürfniſſen der Bevöl— 
kerung unerläßlich erſcheint, Ausnahmen von dem Verbote der Sonn— 
tagsarbeit zuzulaſſen haben. Während aber bisher die höheren Ver— 
waltungsbehörden bei der Bewilligung der Ausnahmen nur feſtzuſetzen 
hatten, in welchem Umfange die Sonntagsarbeit in dieſen Handels— 
zweigen über die allgemein zugelaſſene (in der Regel fünfſtündige) 
Beſchäftigungszeit hinaus zuläſſig iſt, werden ſie in Zukunft die ganze 
jonn- und feſttägliche Beſchäftigungszeit in dieſen Handelszweigen er- 
ſchöpfend feſtzuſetzen haben. 

3. Mit widerruflicher Zuſtimmung der Aufſichtsbehörden kann 
durch Beſchluß der weiteren Kommunalverbände (in erſter Linie: der 
Kreisvertretungen) oder — in Ermangelung eines ſolchen Beſchluſſes — 
durch Beſchluß der Gemeindebehörden für ſolche Handelszweige, für 
welche von der höheren Verwaltungsbehörde Ausnahmen auf Grund 
des § 105 e Abſ. 1 nicht zugelaſſen ſind, Sonntagsarbeit bis zu drei 
Stunden, jedoch nicht über 2 Uhr nachmittags hinaus geſtattet werden. 
In gleicher Weiſe iſt für die beiden letzten Sonntage vor Weihnachten 
die Zulaſſung einer höchſtens zehnſtündigen Beſchäftigung und für 
jährlich drei weitere Sonn- oder Feſttage die Zulaſſung einer höchſtens 
ſechsſtündigen Beſchäftigung ſtatthaft. 

Der Bundesrat hat über die Vorausſetzungen und Bedingungen, 
unter welchen die höheren Verwaltungsbehörden und die weiteren 
Kommunalverbände, bezw. Gemeinden die vorerörterten Ausnahmen 
von dem Verbote der Sonntagsarbeit zulaſſen können, und über den 
Umfang dieſer Ausnahmen nähere Beſtimmungen zu erlaſſen. 

Die Herren Regierungspräſidenten erſuchen wir, ſich nach An— 
hörung der amtlichen Vertretungen des Handelsſtandes, ſowie der 
etwa in den einzelnen Bezirken vorhandenen größeren Vereinigungen 
von Handelsgewerbetreibenden und Handlungsgehülfen über den 
Entwurf zu äußern. Es wird zu prüfen ſein, ob die Beſtimmungen 
des Entwurfs eine befriedigende Regelung der Sonntagsruhe und 
Sonntagsarbeit im Handelsgewerbe ermöglichen, insbeſondere, ob 
weitergehende Beſchränkungen der Sonntagsarbeit oder andrerſeits 
weitergehende Ausnahmen vom Verbote der Sonntagsarbeit wünſchens— 
wert erſcheinen, und ob etwa andere Organe, als die im Entwurf 
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9 
vorgeſehenen, mit der Zulaſſung von Ausnahmen zu beauftragen 
ſein werden. 

Der Herr Reichskanzler wünſcht ferner, daß ihm ſämtliche zur 
Ausführung der SS 105b und e ergangenen, zur Zeit in Geltung 
ſtehenden Vorſchriften über die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe in 
Form einer tabellariſchen Überſicht übermittelt werden. Wir erſuchen, 
uns eine ſolche Überſicht der im dortigen Bezirke geltenden Be— 
ſtimmungen in zwei Ausfertigungen einzureichen. Soweit dieſe Be— 
ſtimmungen in dem engen Rahmen der Tabelle nicht Aufnahme 
finden können, ſind ſie in beſonderen, gleichfalls doppelt auszu— 
fertigenden Anlagen zu dieſer Tabelle überſichtlich zuſammenzuſtellen. 

Der Erledigung dieſes Erlaſſes ſehen wir binnen drei Monaten 
entgegen.“ 

Ein Abdruck des vorſtehenden Schreibens und des Entwurfs 
wurde uns von dem Herrn Regierungspräſidenlen in Marienwerder 
unter dem 13. Januar zur Außerung überſandt. 

Wir äußerten uns unter dem 3. Februar, wie folgt, zu dem 
Entwurfe: 

„Ew. Hochwohlgeboren berichten wir gehorſamſt, daß wir uns 
gegen den Entwurf, der die Einführung der vollſtändigen Sonntags— 
ruhe im Handelsgewerbe vorſieht, ausſprechen müſſen. Wenn der 
Handel auch die bisherigen Beſchränkungen, welche die Beſtimmungen 
über die Sonntagsruhe und über die obligatoriſche Ladenſchlußſtunde 
vorſchreiben, ertragen hat, ohne daß, abgeſehen von kleinen Ver— 
ſchiebungen, bedeutende Nachteile eingetreten ſind, wenn ſogar an vielen 
Orten der fakultative 8-Uhr-Ladenſchluß, für den auch wir uns aus— 
geſprochen haben, eingeführt worden iſt, ſo kann man daraus keines— 
wegs ſchließen, daß die Schädigungen, die wir jetzt von der Ein— 
führung der vollſtändigen Sonntagsruhe befürchten, nicht eintreten 
werden. Es handelt ſich nicht mehr um die Einſchränkung der Ver— 
kaufsſtunden an einzelnen Tagen, ſondern um die Ausſchaltung eines 
ganzen, beſonders wichtigen Verkaufstages. Während an den 
Wochentagen die einheimiſche Kundſchaft das Hauptkontingent der 
Käufer bildet, benutzen, wenigſtens in unſerer Gegend, die Landleute 
den Sonntag, um nach den Städten zu kommen und dort ihre Ein— 
käufe zu beſorgen. Auch kommen gerade am Sonntag aus Rußland 
viele Käufer hierher, die an den Wochentagen keine Zeit haben. Dieſe 
Sonntagskundſchaft iſt für die Mehrzahl unſerer Geſchäfte von großer 
Bedeutung, für einige iſt die Erhaltung dieſer Kundſchaft ſogar eine 
Lebensfrage. a 
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Die volljtändige Sonntagsruhe würde es aber den meiſten diejer 
Käufer unmöglich machen, ihren Bedarf überhaupt in den Städten zu 
decken, was für viele Geſchäfte einen erheblichen Rückgang, für manche 
ſogar den Untergang bedeuten würde. Schon haben Anſiedlungs— 
kommiſſion und landwirtſchaftliche Genoſſenſchaften einem Teil unſerer 
Kaufmannſchaft ſchweren Schaden zugefügt; doch durfte man hoffen, 
daß durch die Einkäufe der Anſiedler ein gewiſſer Ausgleich geſchaffen 
werden würde. Sollte aber die vollſtändige Sonntagsruhe im Handels— 
gewerbe eingeführt werden, ſo muß auch dieſe Hoffnung aufgegeben 
werden, denn die Anſiedler werden dann nur wenig in den Städten 
einkaufen können, da ſie dazu an den Wochentagen ſelten Zeit haben. 


Nun ſind ja allerdings in § 105e Abſatz 3 verſchiedene Aus— 
nahmen vorgeſehen, die uns jedoch nicht zu einer Anderung unſerer 
Stellungnahme bewegen können. Zwar ſcheint es genügend, wenn 
eine Beſchäftigung bis zur Dauer von 10 Stunden nur an den beiden 
letzten Sonntagen vor Weihnachten zugelaſſen wird, und wir halten 
die unter Punkt 2 zugelaſſene Ausnahme für 3 weitere Sonntage 
ſogar für überflüſſig, dagegen erſcheint es uns unzureichend, daß für 
die übrigen Sonn- und Feſttage nur eine Beſchäftigung bis zur Dauer 
von 3 Stunden zugelaſſen werden ſoll. Für die offenen Läden iſt 
eine dreiſtündige Beſchäftigungszeit entſchieden zu kurz, denn die bis— 
herigen 5 Stunden haben ſich zwar als ausreichend, aber auch als 
notwendig erwieſen. In den Frühſtunden machen hauptſächlich die 
Einheimiſchen ihre Einkäufe; es werden da namentlich die leichtver— 
derblichen Waren und die Bedürfniſſe für Reiſen und Ausflüge ein— 
gekauft. In den Mittagsſtunden kommen dann die Landleute und 
die Fremden. 


Abgeſehen aber davon, daß eine fünfſtündige Beſchäftigungszeit 
erforderlich iſt, erſcheint die Ausnahmebeſtimmung unter Punkt 3 auch 
deshalb unannehmbar, weil noch nicht feſtſteht, an wieviel Sonntagen 
und unter welchen Bedingungen dieſe Ausnahme zugelaſſen werden 
würde, denn Kreis und Gemeinde ſollen dieſe Ausnahme nur mit der 
jederzeit widerruflichen Genehmigung der Auſſichtsbehörde feſtſetzen 
können. 

Für das Kontorperſonal würde ja wohl eine dreiſtündige 
Beſchäftigung an Sonntagen ausreichend ſein, da nach unſeren Er— 
mittelungen ſchon jetzt in den meiſten Großbetrieben unſeres Bezirks 
das Perſonal am Sonntag noch nicht einmal 3 Stunden lang beſchäftigt 
wird. Die völlige Sonntagsruhe dürfte aber auch für dieſe Betriebe 
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nicht eingeführt werden wenigſtens, jo lange nicht auch der Eijenbahn-, 
Poſt- und Schiffahrtsverkehr am Sonntage ruht. 

Wir müſſen daher nach alledem Ew. Hochwohlgeboren gehorſamſt 
bitten, dafür eintreten zu wollen, daß im Handelsgewerbe an Sonntagen 
die fünfſtündige Beſchäftigungszeit nach wie vor zugelaſſen werde. 
Wird trotz des Widerſpruchs der Beteiligten, der wohl allgemein ſein 
dürfte, der Entwurf Geſetz, ſo werden nicht nur die ſtehenden Handels— 
betriebe geſchädigt zugunſten von Hauſierern und Verſandgeſchäften, 
ſondern auch die Konſumenten auf dem Lande, die dann ihre Einkäufe 
nicht mehr ſo gut und billig machen können als bisher. Für die 
Städte im Oſten wäre damit aber ſicherlich auch eine Schädigung des 
Deutſchtums verbunden, denn gerade die deutſchen Geſchäfte, die jetzt 
ſchon unter dem polniſchen Boykott leiden, würden in erſter Linie 
getroffen werden.“ 


Ausprägung einer Nickelmünze 
im Werte von 25 Pfeunigen. 

Mitte Januar richteten wir folgende Eingabe an den Staats— 
ſekretär des Reichsſchatzamtes: 

„Ew. Exzellenz haben in jüngſter Zeit verſchiedene Handels— 
kammern, Landwirtſchaftskammern und andere wirtſchaftlichen Korpo— 
rationen gebeten, für die Ausprägung von 25⸗Pfennigſtücken einzutreten. 
Wir ſchließen uns dieſer Bitte an und glauben, da in den Eingaben 
dieſer Körperſchaften die Gründe, die für die Einführung eines ſoſchen 
Geldſtückes ſpechen, eingehend vorgetragen und die dagegen erhobenen 
Bedenken widerlegt worden ſind, uns mit der Mitteilung begnügen 
zu können, daß auch in unſerem Bezirk das Bedürfnis nach einer ſolchen 
Münzſorte bejaht worden iſt. Namentlich für den Kleinverkehr und 
für Lohnzahlungen halten wir ein 25-Pfennig-Stück für praktiſch. 

Was die Form betrifft, ſo ſind die Vorſchläge, nach denen das 
Geldſtück durchlocht oder in nicht runder Form geprägt werden ſoll, 
wohl kaum ernſt zu nehmen. Wenn man will, daß das neue Geld— 
ſtück ſich auch im Verkehr erhalten ſoll, ſo iſt gerade Wert darauf zu 
legen, daß die Prägung künſtleriſch ausgeführt wird. Die einzige Vor— 
ausſetzung iſt nur, daß das neue Geldſtück nicht mit bereits vorhandenen 
Stücken verwechſelt werden kann. 

Da dem Deutſchen Reichstag doch demnächſt ein neues Münzge— 
ſetz vorgelegt werden ſoll, jo könnte ja die Forderung von 25⸗Pfennig— 
Stücken leicht damit verbunden werden, und wir bitten daher Ew. 
Erzellenz gehorſamſt, bei dieſer Gelegenheit für die Schaffung einer 
Nickelmünze im Werte von 25 Pfennigen einzutreten.“ 
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Einfäufe der Proviantämter. 


Ende Dezember ſahen wir uns veranlaßt, nachſtehende Eingabe 
dem Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe zu unterbreiten: 

„Eurer Exzellenz iſt es bekannt, daß die Handelsvertretungen ſchon 
wiederholt gegen die Beſtimmung der Proviantamtsordnung proteſtiert 
haben, wonach die Proviantämter ihren Bedarf vorzugsweiſe aus erſter 
Hand decken ſollen. Alle Verſuche, eine Anderung herbeizuführen, 
ſind jedoch vergeblich geweſen, da der Herr Kriegsminiſter ſtets erklärte, 
daß er nach Prüfung der vorgebrachten Beſchwerden ſich nicht veran— 
laßt ſehe, eine anderweitige Handhabung des Ankaufsgeſchäftes an— 
zuordnen. 

Immerhin war es nach dieſen Beſtimmungen dem Getreidehandel 
noch möglich, Lieferungen für das Proviantamt zu erhalten. Neuer— 
dings ſcheint jedoch den Proviantämtern eine kriegsminiſterielle Ver— 
fügung zugegangen zu ſein, die dem Getreidehandel, wenigſtens für 
unſere Gegend und bis zur nächſten Ernte, die Lieferung von Roggen 
an die Proviantämter überhaupt nicht mehr ermöglichen würde. 
Hieſige Getreidehändler teilten uns im Oktober mit, daß es den Pro— 
viantämtern verboten worden ſei, Roggen, der ein geringeres Gewicht 
als 121 Pfund holländiſch beſitzt, anzukaufen. Nur bei Ankäufen aus 
erſter Hand ſei auch ein geringeres ſpezifiſches Gewicht zuläſſig. Da 
nun die letzte Ernte in unſerem Bezirk faſt gar keinen 121pfündigen 
Roggen gebracht hat, ſo wäre, wenn dieſe Verfügung wirklich ergangen 
ſein ſollte, unſer Getreidehandel von der Roggenlieferung an die Pro— 
viantämter vollſtändig ausgeſchloſſen. 

Die Ergebniſſe einer Umfrage bei den benachbarten Handels— 
vertretungen ſprechen dafür, daß die fragliche Verfügung den Proviant— 
ämtern zugegangen iſt, doch konnten wir uns keine Kenntnis von dem 
Wortlaute verſchaffen. Wir bitten deshalb Ew. Exzellenz als den be— 
rufenen Vertreter des Handels gehorſamſt, falls es ſich beſtätigt, daß 
eine ſolche Verfügung erlaſſen worden iſt, den Herrn Kriegsminiſter 
um Aufhebung dieſer unſeren Getreidehandel ſchädigenden, unbilligen 
Verordnung zu erſuchen.“ 


Deutſcher Handelstag. 


Dem Geſchäftsbericht an die 34. Vollverſammlung des deutſchen 
Handelstags entnehmen wir folgendes: 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags beſchloß am 16. Mai 
1907 auf Vorſchlag der Sonderkommiſſion betr. Abgrenzung des 
Handwerks eine Erklärung, die der Präſident des Deutſchen Handels— 
tags am 16. Juli dem Bundesrat, dem Reichskanzler (Reichsamt des 
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Innern), dem Staatsſekretär des Reichs-Juſtizamts und den für In— 
duſtrie und Handel zuſtändigen Zentralbehörden der Bundesſtaaten 
mit der Bitte überreichte, auf die Erfüllung der in der Erklärung aus— 
geſprochenen Wünſche hinzuwirken. 

Die Handelskammer zu Sorau überreichte dem Deutſchen Handels— 
tag am 4. Dezember einen dem preußiſchen Miniſter für Handel und 
Gewerbe erſtatteten Bericht betr. die Verwendung handwerksmäßig 
ausgebildeter Arbeitskräfte in induſtriellen Betrieben und beantragte, 
die Frage der Heranziehung der Induſtrie zu den Kojten der Aus— 
bildung im Handwerk einer Kommiſſion zur Beratung zu überweiſen. 
Die Angelegenheit iſt der Kommiſſion betr. Sozialpolitik überwieſen. 


Die Handelskammer zu Stolp überreichte dem Deutſchen Handels— 
tag am 28. November eine an den preußiſchen Miniſter für Handel 
und Gewerbe gerichtete Eingabe zur Unterſtützung, in der auf Unzu— 
träglichkeiten hingewieſen wurde, die ſich daraus ergäben, daß für den— 
ſelben Bezirk die Anſtellung von Sachverſtändigen durch die Handels— 
kammern und Handwerkskammern erfolge. — Die Angelegenheit wird 
auf die Tagesordnung der übernächſten Ausſchußſitzung geſetzt werden. 


Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Verkehr be— 
ſchäftigte ſich am 24. Januar mit Klagen über die Beſetzung der Poſt— 
agenturen durch Geſchäftsleute und erklärte es für Sache der Handels— 
kammern, auf Abſtellung der in ihren Bezirken etwa beſtehenden 
Mißſtände hinzuwirken. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Verkehr ſprach 
ſich am 24. Januar für Einführung von Poſtkarten mit dem Aufdruck 
„Druckſache“ und aufgedruckter Dreipfennigmarke aus. 


Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Verkehr 
empfahl am 24. Januar, einen Antrag, Zeitungen mit Inſerat nebſt 
Rechnung dafür als Druckſache zu befördern, abzulehnen. 


Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Verkehr ver— 
handelte am 24. Januar über einen Antrag, Pakete bis zu 1 kg bei 
vereinfachter Abfertigungsart zu einem Porto von 20--25 Pf. ohne 
Erhebung von Beſtellgeld zu befördern, und empfahl die Ueberweiſung 
an die Kommiſſion betr. Kleinhandel. 


Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Verkehr empfahl 
am 25. Januar, unter Uebermittelung der Beſchwerden der einzelnen 
Handelskammern für eine Verbeſſerung der Fernſprechleitungen im 
Fernverkehr einzutreten. 
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Die vom Deutſchen Handelstag in ſeiner Vollverſammlung am 
9. April 1907 abgegebene Erklärung betr. Eiſenbahn-Verkehrsordnung 
wurde dem Präſidenten des Reichs-Eiſenbahnamts und den für die 
Eiſenbahnen zuständigen Zentralbehörden der Bundesſtaaten mit der 
Bitte übermittelt, auf die Erfüllung der in der Erklärung ausge— 
ſprochenen Wünſche hinzuwirken, wobei auf die bereits früher über- 
ſandten Verhandlungen und Beſchlüſſe der Kommiſſion betr. Verkehr 
und des Ausſchuſſes hingewieſen wurde. 


Der Präſident des Deutſchen Handelstags richtete am 9. Juli 
auf Grund von Verhandlungen der Kommiſſion betr. Verkehr und 
des Ausſchuſſes an die für Eiſenbahnen zuſtändigen Zentralbehörden 
der Bundesſtaaten Anträge, den Handelskammern 1. ſowohl die erſten 
wie auch die ſpäteren ihren Bezirk berührenden Fahrplanentwürfe, 
2. die ihren Vertretern in den Eiſenbahnräten zugehenden Druckſachen, 
ſofern es nicht bereits geſchehen, ſofort nach Erſcheinen zuzuſtellen. — 
Hierauf gingen zuſagende Beſcheide ein: von dem Königl. ſächſiſchen 
Finanzminiſterium, dem Königl. württembergiſchen Miniſterium der 
Auswärtigen Angelegenheiten und dem Großherzoglich oldenburgiſchen 
Staatsminiſterium. — Nachdem ſich die Bezirkseiſenbahnräte Altona, 
Bromberg, Erfurt, Frankfurt a. M, Hannover und Magdeburg dafür 
ausgeſprochen hatten, die Vorlagen an die Bezirkseiſenbahnräte den 
darin vertretenen Körperſchaften vor den Sitzungen unmittelbar zu 
überweiſen, ermächtigte der preußiſche Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
durch Erlaß vom 29. Oktober die geſchäftsführenden Eiſenbahndirektionen 
der genannten Bezirkseiſenbahnräte, den darin vertretenen Körper— 
ſchaften die Vorlagen vor den Sitzungen unmittelbar zugehen zu 
laſſen. Die Bezirkseiſenbahnräte Berlin, Breslau und Köln hatten 
ſich für das bisherige Verfahren erklärt. Der Miniſter verfügte 
in dem angeführten Erlaß, daß die Vorlagen an dieſe wie ſeit— 
her nur den Mitgliedern zu überweiſen ſeien, denen es überlaſſen 
bleibe, ſie den durch ſie vertretenen Körperſchaften zugänglich zu 
machen, zu welchem Zwecke den Mitgliedern je zwei Abdrücke zu— 
geſtellt werden ſollten. — Die Niederſchriften über die Ver— 
handlungen der Bezirkseiſenbahnräte gehen den darin vertretenen 
Körperſchaften nach Mitteilung des Miniſters bereits jetzt unmittel— 
bar zu. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Verkehr empfahl 
am 24. Januar, von einer Stellungnahme betr. Herabſetzung der Ge— 
päckfrachtſätze der Nahzone und Zone ! und Beſeitigung der doppelten 
Berechnung des 200 kg überjteigenden Gewichts bei Muſterkoffern 
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der Geſchäftsreiſenden zurzeit abzuſehen. Einen weiteren Antrag, daß 
die Abfertigung von Reiſegepäck auch ohne Löſung einer Fahrkarte 
zuläſſig ſein ſolle, lehnte die Kommiſſion ab. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Verkehr ver— 
handelte am 24. Januar über Anregungen betr. Ladefriſt bei An— 
ſchlußgleiſen und Überführungsgebühr bei Anſchlußgleiſen. Da hierbei 
eine Reihe weiterer Klagen über die Handhabung der allgemeinen 
Beſtimmungen für die Inhaber von Anſchlußgleiſen zur Sprache ge— 
bracht wurde, ſetzte die Kommiſſion die Beratung über die vorliegen— 
den Einzelfragen aus und empfahl, daß der Deutſche Handelstag Er— 
mittelungen über die Handhabung der allgemeinen Beſtimmungen 
und die Ausgeſtaltung der auf dieſen allgemeinen Beſtimmungen 
beruhenden Einzelverträgen veranſtalte. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Verkehr empfahl 
am 24. Januar, von einer weiteren Verfolgung von Anträgen betr. 
ſchnellere Auszahlung der Nachnahmen und Herabſetzung der Nach— 
nahmeproviſion im Eiſenbahnverkehr abzuſehen. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Verkehr empfahl 
am 25. Januar, ſich grundſätzlich gegen die angeſtrebte geſetzliche Ein— 
ſchränkung der Sonntagsarbeit im Binnenſchiffahrtsgewerbe auszu— 
ſprechen, und zwar nicht nur im Hinblick auf die der Durchführung 
entgegenſtehenden wirtſchaftlichen und finanziellen Schwierigkeiten, 
ſondern vor allem auch in Würdigung der natürlichen Vorausſetzungen 
für den techniſchen Betrieb der Binnenſchiffahrt. Dieſe Stellung— 
nahme ſei auch inſofern gerechtfertigt, als der häufige Aufenthalt der 
Schiffe an Land der Schiffsbemannung hinreichend Zeit und Gelegen— 
heit für die Befriedigung ihres kirchlichen Bedürfniſſes biete. 

Die vom Deutſchen Handelstag in ſeiner Vollverſammlung vom 
9. April 1907 abgegebene Erklärung betr. Börſengeſetz iſt mit der 
Bitte, auf die Erfüllung der in der Erklärung ausgeſprochenen Wünſche 
hinzuwirken, dem Bundesrat, dem Reichskanzler (Reichsamt des Innern) 
und den für Induſtrie und Handel zuſtändigen Zentralbehörden der 
Bundesſtaaten zugeſtellt worden. 

Der Präſident des Deutſchen Handelstags richtete am 3. Mai 1907 
auf Wunſch der Ständigen Ausſtellungskommiſſion für die deutſche 
Induſtrie an die Mitglieder des Deutſchen Handelstags ein Rund— 
ſchreiben betr. die Veranſtaltung einer Weltausſtellung in Berlin im 
Jahre 1913 oder in einem anderen Jahre des kommenden Dezenniums. 
— Die Mitglieder ſprachen ſich mit wenigen Ausnahmen gegen die 
Veranſtaltung der Ausſtellung aus. 
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Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Geld, Banken 
Börſe verhandelte am 26. Juni 1907 über eine Beſchwerde über 
Mangel an Zehnmarkſtücken und ſprach ſich dafür aus, daß die Reichs- 
verwaltung unter Hinweis auf die früheren Eingaben des Deutſchen 
Handelstags hiervon in Kenntnis geſetzt werde. — Der Präſident des 
Deutſchen Handelstags richtete am 16. Juli eine entſprechende Eingabe 
an den Reichskanzler (Reichsſchatzamt). 


Der Präſident des Deutſchen Handelstags richtete auf Beſchluß 
des Ausſchuſſes am 16. Juli an den Präſidenten des Reichsbank— 
Direktoriums ein Schreiben betr. Mindeſtguthaben im Giroverkehr, in 
dem darum gebeten wurde, daß eine möglichſt milde und vorſichtige 
Handhabung der vor einigen Monaten erlaſſenen Verfügung des 
Reichsbank Direktoriums ſtattfände. — In der am 31. Juli darauf 
eingegangenen Antwort iſt eine Berückſichtigung der Wünſche des 
Ausſchuſſes ſoweit möglich zugeſagt worden. 


Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags ſprach ſich am 
16. Mai 1907 für eine Erhöhung der Gebühren für Zeugen und 
Sachverſtändige vor Gericht aus. — Auf Grund dieſes Beſchluſſes 
richtete der Präſident des Deutſchen Handelstags am 16. Juli eine 
entſprechende Eingabe an den Bundesrat, den Reichskanzler 
(Reichs⸗Juſtizamt) und die für Induſtrie und Handel zuſtändigen 
Zentralbehörden der Bundesſtaaten. 

Die vom Präſidenten des Deutſchen Handelstags gemäß dem 
Beſchluß des Ausſchuſſes vom 31. Mai 1906 an die Juſtizverwaltungen 
der ſämtlichen Bundesſtaaten gerichtete Eingabe betr. Belehrung des 
Gläubigerausſchuſſes durch das Konkursgericht, hatte den Erfolg, daß 
auf Veranlaſſung der Großherzoglich Badiſchen Regierung durch Ver— 
mittelung des Reichs-Juſtizamts nunmehr in ſämtlichen Bundesſtaaten 
die Mitglieder der Gläubigerausſchüſſe eine formularmäßige Mitteilung 
ausgehändigt erhalten, die die für ihre Verpflichtung wichtigſten Vor⸗ 
ſchriften der Konkursordnung enthält. 


Der Präſident des Deutſchen Handelstags richtete am 20. November 
an den Reichstag unter Hinweis auf den Antrag des Abg. Graf 
v. Kanitz, Nehbel, Dr. Roeſicke und Genoſſen und den Antrag des 
Abg. Speck und Genoſſen eine Eingabe, betr. Beſteuerung der Groß— 
betriebe in der Müllerei, in der die Erklärung der Vollverſammlung des 
Deutſchen Handelstags vom 7. April 1900 in Erinnerung gebracht 
und gebeten wurde, den obenerwähnten Anträgen nicht zuzu— 
ſtimmen. 


Auf die vom Präſidenten des Deutſchen Handelstags zur Aus— 
führung des Beſchluſſes des Ausſchuſſes vom 3. Dezember 1906 an 
den Reichskanzler gerichtete Eingabe, betr. nur einmalige Erhebung 
des Frachturkundenſtempels im Reexpeditionsverfahren und bei der 
Umladung zwiſchen normal- und ſchmalſpurigen Bahnen, erfolgte am 
17. April 1907 ein ablehnender Beſcheid. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags beſchloß am 15. Mai 1907, 
entgegen dem Vorſchlag der Kommiſſion betr. Steuern, Zölle, Außen— 
handel, von der Unterſtützung des Antrags abzuſehen, nach dem die 
Einfuhrſcheine wieder zur Begleichung von Zollgefällen für die früher 
dafür freigegebenen Waren und außerdem für Mais ſollen benutzt 
werden können. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags ſprach ſich am 6. De— 
zember auf Vorſchlag der Kommiſſion betr. Kleinhandel einſtimmig 
gegen die Errichtung von Detailliſtenkammern aus. 


Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags ſprach ſich am 
15. Mai 1907 auf Vorſchlag der Kommiſſion betr. Geld, Banken, 
Börſe in Bezug auf die Haftung der Minderkaufleute für die Ver— 
bindlichkeiten eines von ihnen erworbenen Geſchäfts dafür aus, daß 
Minderkaufleute, die ein unter Lebenden erworbenes Handelsgeſchäft 
unter dem bisherigen Namen mit oder ohne Beifügung eines das 
Nachfolgeverhältnis andeutenden Zuſatzes fortführen, für alle im Be— 
triebe des Geſchäfts begründeten Verbindlichkeiten des Inhabers haften. — 
Auf Grund dieſes Beſchluſſes richtete der Präſident des Deutſchen 
Handelstags am 16. Juli eine entſprechende Eingabe an den Bundes— 
rat, den Reichskanzler und die für Induſtrie und Handel zuſtändigen 
Zentralbehörden der Bundesſtaaten. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Geld, Banken, 
Börſe beſchäftigte ſich am 22. Oktober mit dem Ergebnis einer vom 
Deutſchen Handelstag veranſtalteten Umfrage betr. Führung einer 
Handelsfirma durch Minderkaufleute, und ſprach ſich dafür aus, daß 
für Minderkaufleute Beſtimmungen über die Bezeichnung ihrer Ge— 
ſchäfte zu erlaſſen ſeien, ſah jedoch von einem Beſchluß über den 
Inhalt ſolcher Beſtimmungen noch ab. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Sozialpolitik 
verhandelte am 21. Januar über den vorläufigen Entwurf, betr. Ab— 
änderung der Beſtimmungen der Gewerbeordnung über die Sonntags— 
ruhe im Handelsgewerbe und ſprach ſich dahin aus, daß eine weitere 
Einſchränkung der Sonntagsruhe im Handelsgewerbe wünſchenswert, 
ihre grundſätzliche Unterſagung jedoch zurzeit abzulehnen ſei. Nur im 
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Großhandel könne die Sonntagsarbeit, abgejehen von einem Sonntag 
für die Inventur, den beiden letzten Sonntagen vor Weihnachten und 
jährlich drei weiteren Sonntagen völlig unterſagt werden. Für den 
Kleinhandel ſei die geltende Regelung beizubehalten mit der Anderung, 
daß die Sonntagsarbeit in der Regel nicht über die Dauer von drei 
Stunden und nicht über 2 Uhr nachmittags hinaus ſtattfinden dürfe. 
Für beſtimmte Zweige des Groß- und Kleinhandels ſeien aus beſonderen 
Gründen Ausnahmen von den Beſtimmungen über die Sonntags— 
arbeit zuzulaſſen. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Handelstags betr. Sozialpolitik 
ſprach ſich am 21. Januar dahin aus, daß zur Zeit kein Bedürfnis 
nach Anderung der Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuchs über die 
Konkurrenzklauſel beſtehe. 

Nachdem bekannt geworden war, daß ein vorläufiger Entwurf 
eines preußiſchen Waſſergeſetzes fertiggeſtellt ſei, richtete der Präſident 
des Deutſchen Handelstags am 27. September an den preußiſchen 
Miniſter für Handel und Gewerbe die Bitte, bei dem großen Intereſſe, 
das für die Induſtrie an dieſem Entwurf beſtehe, ihn den geſetzlichen 
Körperſchaften zur Vertretung von Induſtrie und Handel und dem 
Deutſchen Handelstag zukommen zu laſſen. — Der Miniſter ſandte 
darauf am 6. Februar dem Deutſchen Handelstag ein Exemplar des 
„Entwurfs eines preußiſchen Waſſergeſetzes nebſt der Zuſammenſtellung 
der wichtigeren Abweichungen uſw.“ mit dem Anheimſtellen, ſich dazu 
zu äußern. — Hierauf erwiderte der Präſident des Deutſchen Handels— 
tags am 14. Februar, einer Zuſchrift aus dem Kreiſe der Handels— 
kammern ſei zu entnehmen, daß dieſe Druckſachen nicht auch den 
Handelskammern oder wenigſtens nicht allen Handelskammern zu— 
geſtellt worden ſeien. Da bei manchen von ihnen ein Intereſſe an 
der Angelegenheit beſtehen werde, frage er an, ob dem Deutſchen 
Handelstag ſoviele Exemplare der Druckſachen zur Verfügung geſtellt 
werden könnten, daß darauf gerichtete Wünſche befriedigt werden 
könnten. In dieſem Falle würden diejenigen Handelskammern, die 
die Angelegenheit bearbeiten möchten, durch die Zeitſchrift „Handel 
und Gewerbe“ aufgefordert werden, ſich beim Deutſchen Handelstag 
zu melden. 

Der Deutſche Landwirtſchaftsrat hatte eine beſondere ſtrafgeſetz— 
liche Regelung des Handels mit Dünge- und Kraftfuttermitteln ſowie 
mit Sämereien für dringend wünſchenswert erklärt. — Mit Bezug 
hierauf richtete der Präſident des Deutſchen Handelstags an den 
Staatsſekretär am 11. Mai 1907 eine Anfrage und bat, falls die 
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Reichsregierung jener Anregung Folge zu geben beabſichtige, den 


Deutſchen Handelstag alsbald davon in Kenntnis zu ſetzen, damit 


die Körperſchaften zur Vertretung von Induſtrie und Handel ſich recht— 
zeitig mit der Angelegenheit beſchäftigen könnten. Ein Beſcheid iſt 
nicht erfolgt. 

Auf Veranlaſſung eines vom Ausſchuß des Deutſchen Handels— 
tags gefaßten Beſchluſſes richtete der Präſident am 13. Auguſt 1906 
an die Mitglieder des Deutſchen Handelstags ein Rundſchreiben, in 
dem diejenigen Mitglieder, die ſich an der Vorarbeit für die Prüfung 
des vom Bunde Deutſcher Nahrungsmittel-Fabrikanten- und -Händler 
E. V. herausgegebenen Deutſchen Nahrungsmittelbuches beteiligen 
wollten, gebeten wurden, dies mitzuteilen. Es beteiligten ſich 19 Mit- 
glieder, und deren Außerungen wurden in einer Zuſammenſtellung 
vom 27. Februar dem Bunde Deutſcher Nahrungsmittel Fabrikanten 
und Händler und ſämtlichen Mitgliedern des Deutſchen Handelstags 
überreicht. Dabei wurde die Anregung gegeben, daß noch weitere 
Mitglieder ſich mit der Prüfung des Deutſchen Nahrungsmittelbuches 
beſchäftigen möchten. 


Vorſchriften für die vereidigten Probenehmer 


für ANohzucker und Melaſſe. 

Unter dem 11. Januar ſchrieb die Handelskammer zu Magde— 
burg den Mitgliedern der Vereinigung für die Vorſchriften der Zucker— 
und Melaſſenehmer: 

„Mit Rundſchreiben vom 29. März 1904 regten wir an, den 


Vorſchriften für die vereidigten Probenehmer für Rohzucker und für 


Melaſſe folgenden Nachtrag einzufügen: 
Der Probenehmer hat in dem Probenahmeberichte genau die 
Zeit anzugeben, von wann bis wann er die Probenahme 
ausgeführt hat. 

Der Vorſchlag fand nicht überall Zuſtimmung; wir möchten an— 
nehmen, daß ſich ſeine Tragweite nicht ſofort überſehen ließ. Neuer— 
dings ſind wir nun ohne unſer Zutun von dem Deutſchen Zucker— 
Export⸗Verein gebeten worden, unſere Anregung wieder aufzunehmen. 
Der Verein führt dazu aus: . 

Ein beeidigter Probenehmer zog am 7. November Probe, 
datierte den Probenahmebericht aber um einen Tag ſpäter, d. h. von 
dem Tage, wo er ihn ſchrieb. Da nun gerade zum 8. November der 
Reichsbankdiskont um 19% erhöht worden war, wurde mit dieſer Da— 
tierung des Probenahmeberichtes von einer Firma in gutem Glauben 
der Anſpruch auf Nachzahlung von 92 Mark begründet. Nur nach 
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peinlichen Auseinanderſetzungen und eidesſtattlicher Verſicherung des 
Probenehmers darüber, wie die Datierung ſeines Berichtes zu verſtehen - 
ſei, wurde der Sachverhalt aufgeklärt und ein Rechtsſtreit vermieden. 

Wir geben Ihnen von dieſem Vorfall mit der Bitte Kenntnis, 
ſoweit Sie unſerem Vorſchlage vom 29. März 1904 noch nicht bei⸗ 
traten, freundlichſt nochmals zu prüfen, ob es ſich nicht doch empfiehlt, 
die Probenehmer zu verpflichten, daß ſie die Tageszeit der Probenahme 
in ihrem Bericht vermerken. 

Wir würden den betreffenden Kammern für eine Mitteilung 
ihrer Entſchließungen hierüber ſehr dankbar ſein.“ 

Nach Umfrage bei unſeren Zuckerfabriken erklärten wir uns mit 
der vorgeſchlagenen Abänderung einverſtanden. 


2. Verkehrsweſen. 


a. Eiſenbahnen. 
Aferbahn. 


Anfang Dezember teilte uns die Königliche Eiſenbahndirektion 
zu Bromberg mit, daß ſie bereit ſei, eine Abfertigungsſtelle an der 
Thorner Uferbahn zu errichten, falls die Stadt Thorn für den Ab— 
fertigungsbeamten einen geeigneten Raum von etwa 40 qm Grund— 
fläche zur Verfügung ſtellen würde. Da die Stadt ſich dem einver- 
ſtanden erklärt hat, wird hoffentlich die von uns ſchon ſeit Jahren 
beantragte Abfertigungsſtelle nunmehr bald eingerichtet werden. 

Unter dem 16. Februar teilt uns die Bromberger Eiſenbahn— 
direktion mit, daß mit Gültigkeit vom 15. April d. Is. die von dem 
Magiſtrat in Thorn für Rangieren auf der Uferbahn mit Zuſtimmung 
der Eiſenbahnverwaltung zur Erhebung kommende Gebühr von 1 Mk. 
auf 1,25 Mk. für jeden beladenen Wagen erhöht werde. 

Schluß der Annahme von Frachtſtückgut. 

Unterm 28. Dezember ſchrieben wir der Eiſenbahndirektion zu 
Bromberg: 

„Die Königliche Eiſenbahndirektion hat Ende 1904 verfügt, daß 
vom 1. Januar 1905 ab bei allen Güterabfertigungsſtellen des Bezirks 
der Schluß der Annahme von Frachtſtückgut auf 6 Uhr nachmittags 
feſtgeſetzt wird. Die Intereſſenten haben nun bisher angenommen, daß 
alle Stückgüter, die bis 6 Uhr angerollt ſind, auch abgefertigt werden 
müſſen, doch ſcheint dieſe Auffaſſung von den Beamten der Güterab— 
fertigungsſtelle nicht durchweg geteilt zu werden, denn es iſt von einem 
Gütervorſteher kürzlich verlangt worden, daß die Geſpanne ſpäteſtens 
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5 ½ Uhr eintreffen müſſen, wenn ſie Anrecht haben wollen, noch abgefertigt 
zu werden. Wenn dieſe Forderung auch kaum ernſtlich durchgeführt 
werden wird, ſo beſteht doch jetzt eine Unſicherheit darüber, ob ein Ge— 
ſpann, das vor 6 Uhr an der Abfertigungsſtelle ankommt, noch abge— 
fertigt werden wird, da man ja nie wiſſen kann, wie groß der Andrang 
an dem betreffenden Tage ſein wird. 

Wir bitten daher die Königliche Eiſenbahndirektion ergebenſt zu 

verfügen, daß alle Stückgüter, die bis 6 Uhr nachmittags angerollt ſind, 
angenommen werden müſſen.“ 

Darauf erhielten wir Mitte Januar nahſtehenden Beſcheid: 

„Der Schluß der Annahme von Frachtſtückgut iſt allgemein auf 
6 Uhr abends und zwar derart feſtgeſetzt, daß alle bis 6 Uhr ange— 
fahrenen Güter noch abgefertigt werden. Wir haben zunächſt nicht die 
Abſicht, den auf Berliner Bahnhöfen beſtehenden 6 Uhr Luckenſchluß 
im Bezirke Bromberg einzuführen. 

Die uns mitgeteilte Aeußerung des Obergütervorſtehers Fink iſt 
offenbar irrtümlich aufgefaßt worden; ſie enthielt insbeſondere nicht das 
Verlangen, daß das Gut bis 5½¼ Uhr angerollt ſein müſſe, um abge— 
fertigt zu werden. 

Wir haben jedoch unſere Dienſtſtellen mit entſprechender Anwei— 
ſung verſehen.“ 


Gepäckausweiskarten. 


Die Bromberger Eiſenbahndireltion ſchrieb uns Ende November: 
„Zu unſerm Bedauern iſt bisher von der Hinterlegung von Ge— 
päckſtücken durch Mittelsperſonen auf dem Bahnhof Thorn Haupt und 
Thorn Stadt nicht in dem zu erwartenden Umfange Gebrauch gemacht 
worden. 
In Thorn Haupt iſt dieſe Einrichtung zur Zeit nur in einem, in 
Thorn Stadt in 4 Fällen benutzt worden. Es iſt dies um ſo auffallender, 
als die auf Bahnhof Bromberg bedeutend ſpäter geſchaffene Einrichtung 
4 ſich ſehr bewährt hat und täglich von den Reiſenden benutzt wird. 
| In Anbetracht des bevorſtehenden Weihnachtsſeſtes und des hier— 
mit verbundenen regeren Geſchäfts- und Reiſeverkehrs ſtellen wir er— 
gebenſt anheim, nochmals in Intereſſentenkreiſen auf dieſe Einrichtung 
verweiſen zu wollen. 

Sollte eine regere Beteiligung für dieſe Einrichtung auch während 
dieſer Zeit nicht erzielt werden, ſo ſehen wir uns zu unſerem Bedauern 
veranlaßt, ſie wieder eingehen zu laſſen.“ 

Wir haben daraufhin wiederholt öffentlich auf die Vorteile der 
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Gepäckausweiskarten hingewieſen, und hoffen doch, daß ſich unſere 
Geſchäftswelt dieſe praktiſche Einrichtung mehr als bisher zu Nutze 
macht. 


Fahrplanangelegenheiten. 

Zu Punkt 13 der Tagesordnung der letzten Bezirkseiſenbahn— 
ratsſitzung waren von unſerem Vertreter folgende Anträge einge— 
bracht worden: 

1) Der Bezirkseiſenbahnrat wolle ſich für folgende Abänderung 
des Fahrplans der Strecke Culm —Unislaw ausſprechen: 

a) Das Zugpaar 622/623, das jetzt folgende Fahrzeiten hat 


622 623 

10⁴⁰ Culm 402 

1140 \ Unislaw N 305 
ſoll, wie folgt, verlegt werden: 

622 623 

1000 \ Culm 1150 

1050 Unislaw N 1100 


b) Es ſoll ein neues Zugpaar mit folgenden Fahrzeiten ein- 
gelegt werden: 

110 Culm 355 
200 ! Unislaw N 305 
2) Der Bezirkseiſenbahnrat wolle befürworten, daß der Zug 404 
der Strecke Schönſee — Bromberg derart beſchleunigt wird, daß er in 

Bromberg Anſchluß an den Zug D 16 erhält. 

3) Der Bezirkseiſenbahnrat wolle für folgende Späterlegung 
des Zugpaares 1136/1137 auf der Strecke Dt. Eylau— Strasburg 


eintreten: 
1137 1136 
806 Strasburg t 114 
955 f Dt. Eylau 1015 


Hierzu ſchrieb die Eiſenbahndirektion Bromberg am 5. Dezember: 
„Nach Prüfung des zu Ziffer 13 der Tagesordnung in der 29. 
Sitzung des Bezirkseiſenbahnrats geſtellten Antrages, den Zug 404 
Schönſee — Bromberg derart zu beſchleunigen, daß er in Bromberg An— 
ſchluß an den Zug D 16 erhalte, teilen wir ergebenſt folgendes mit: 
Der Zug 404 müßte 30 Minuten früher in Bromberg angebracht 
werden, da indes eine Fahrtbeſchleunigung nur um wenige Minuten 
möglich iſt, ſo müßten die Anſchlußzüge: 246 von Inſterburg um 22 
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Minuten früher in Schönſee, 803 von Goßlershauſen und 816 von 
Soldau je 18 Minuten früher in Strasburg i. Wpr., endlich Zug 505 
von Thorn um 22 Minuten früher in Culmſee angebracht werden. Der 
letztere Zug kann von Thorn nicht früher als jetzt abgelaſſen werden, 
weil er ſonſt den Anſchluß an den Zug 241 aus Berlin verlieren würde 
und da nach der Erklärung der Direktion Danzig die oben genannten An— 
ſchlußzüge nicht entſprechend verlegt werden können, ſo bedauern wir 
den Antrag nicht ausführen zu können. 

Die übrigen Anträge, welche den Eiſenbahndirektionsbezirk Danzig 
berühren, haben wir an die Königliche Eiſenbahndirektion in Danzig 
abgetreten, von welcher Ihnen weitere Mitteilung zugehen wird.“ 

Die Eiſenbahndirektion Danzig ſandte unter dem 11. Januar 
folgenden Beſcheid: 

„Auf die zu Punkt 13 der Tagesordnung des Bezirkseiſenbahnrats 
vom 22. November v. Is vorgelegten Anträge erwidern wir Folgendes 
ergebenſt: 

Zu Ziffer 1. Der Zug 622 Culm—Unislaw nimmt in ſeiner 
jetzigen Lage den Anſchluß von dem um 1025 vorm. in Culm aus Richtung 
Kornatowo eintreffenden Zuge 632 auf. Da letzterer in Kornatowo 
wiederum den Anſchluß von dem Perſonenzuge 452 Marienburg — 
Graudenz — Thorn aufnimmt (an Kornatowo 936 vorm.), beſteht ſomit 
bei der augenblicklichen Lage des Zuges 622 eine günſtige Verbindung 
von der Strecke Marienburg —Graudenz — Kornatowo nach den Zwilchen- 
ſtationen der Strecke Culm —Unislaw, deren Aufgabe ohne Zweifel zu 
Beſchwerden Veranlaſſung geben würde. 

Der Zug 623 (ab Unislaw 305, an Culm 402 nachm.) nimmt in 
Unislaw die Anſchlüſſe von den Zügen 410 von Schönſee und 405 
von Bromberg auf und ſtellt in Culm den Anſchluß an den um 408 
nachm. nach Richtung Kornatowo abgehenden Zug 635 her. Es beſteht 
ſomit eine gute Verbindung zwiſchen Schönſee und, was beſonders ins 
Gewicht fällt, eine äußerſt günſtige Verbindung zwiſchen Bromberg und 
den Stationen der Strecke Unislaw —Culm, die nicht aufgegeben werden 
kann. Dieſe Übeljtände würden ſich zwar durch das gleichzeitig bean— 
tragte neue Zugpaar wieder beſeitigen laſſen, zur Einlegung eines ſolchen 
vermögen wir jedoch bei der nur ſehr mäßigen Beſetzung der Züge auf 
dieſer Strecke ein Bedürfnis nicht anzuerkennen. 

Wegen des Punktes 2 wird Ihnen weitere Mitteilung durch die 
Königliche Eiſenbahndirektion Bromberg zugehen. 

Zu Ziffer 3. Der Zug 1137 (ab Strasburg 6%, an Dt. Eylau 
810 abends) nimmt in Strasburg den Anſchluß von dem Zuge 809 
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aus Graudenz auf und ſtellt in Dt. Eylau den Anſchluß an die um 
818 und 825 abends nach Thorn und Marienburg abgehenden Züge her. 

Bei Erfüllung Ihres Wunſches würde die Verbindung von Grau— 
denz nach der Strecke Strasburg — Neumark. Dt. Eylau eine weſentliche 
Verſchlechterung erfahren, die Anſchlüſſe in Dt. Eylau nach Marienburg 
und Thorn würden aber gänzlich verloren gehen. In beiden Fällen 
würden berechtigte Klagen laut werden. Dem Antrage auf Verlegung 
dieſes Zuges kann ſomit nicht entſprochen werden. Ebenſowenig kann 
eine Verlegung des letzten Zuges 1136 von Dt. Eylau nach Strasburg 
vorgenommen werden, da dieſer in ſeiner jetzigen Lage eine günſtige 
Verbindung von Danzig (ab 615 abends) nach den Stationen der 
Strecke Strasburg Broddydamm . —Soldau (ausſchl.) herſtellt, auf 
deren Aufrechterhaltung beſonders von der Stadt Lautenburg der 
größte Wert gelegt wird.“ 

In nachſtehender Eingabe baten wir Mitte Januar die Brom— 
berger Eiſenbahndirektion um eine beſſere Verbindung mit Stettin: 

„Die Königliche Eiſenbahndirektion bitten wir ergebenſt, den 
Zug 711 Stettin — Poſen jo zu legen, daß er in Poſen Anſchluß an 
den Zug D 55 erhält. Damit würde eine gute Tagesverbindung 
zwiſchen Stettin und den Stationen der Strecke Poſen —Thorn— 
Inſterburg geſchaffen werden. Wenn man jetzt den Zug D 55 von 
Stettin aus in Poſen erreichen will, muß man zu einer ſehr unbe— 
quemen Zeit von Stettin abfahren, nämlich bereits früh 528, während 
doch eine nur geringfügige Verlegung des Zuges 711 erforderlich 
wäre, damit der Zug 711, der jetzt Stettin 948 verläßt, Anſchluß an 
den D-Zug erhalte, da der Zug 711 in Poſen 246 eintrifft, der 
D. Zug Poſen aber nur 40 Minuten vorher verläßt. Wir nehmen 
an, daß dieſe 40 Minuten ohne beſondere Schwierigkeiten durch Früher— 
legung oder Beſchleunigung des Zuges 711 eingeholt werden können. 
Von beſonderem Werte würde der dadurch gewonnene Anſchluß für 
die Stationen der Strecke Thorn —Inſterburg ſein, denn jetzt erreicht 
man bei Benutzung des Zuges 711 Thorn früheſtens über Bromberg 
526 und kann erſt mit dem abends 728 abfahrenden Zuge 247, der 
aber in Allenſtein endigt, weiterreiſen. Diejenigen Paſſagiere, die 
darüber hinaus fahren wollen, können daher nur den Zug 249, der 
nachts 110 von Thorn abgeht, benutzen. Es geht daraus hervor, daß 
die von uns beantragte Zugverlegung eine bedeutende Verkehrser— 
leichterung bringen wird, und wir geben uns daher der Hoffnung 
hin, daß die Königliche Eiſenbahndirektion dieſe Anderung bereits für 
den nächſten Sommerfahrplan treffen werde.“ 
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Die Direktion ſchrieb darauf: 

„Auf die Eingabe vom 16. d. Mts. — J.-Nr. 293 — erwidern 
wir ergebenſt, daß es ohne Aufgabe anderer wichtigerer ſeit vielen 
Jahren beſtehender Anſchlüſſe nicht angängig iſt den Zug 711 Stettin — 
Poſen ſo frühzeitig in Poſen anzubringen, daß er dort den Anſchluß 
an den Zug D 55 Poſen —Inſterburg erreichen kann. Zug 711 hat 
in Stettin den Anſchluß vom Zuge D 41 aus Stralſund mit ſeinen 
Anſchlüſſen aus Saßnitz, Heringsdorf und Swinemünde aufzunehmen 
(Stettin an 942) mit einer Übergangszeit von nur 6 Minuten, er 
kann daher nicht früher als 948 von dort abfahren. In Kreuz muß 
er den Anſchluß vom D Zuge 1 aus Berlin abwarten, der nicht auf— 
gegeben werden kann, ſo daß es zur Unmöglichkeit gehört, den Zug 711 
um 50 Minuten früher als jetzt in Poſen anzubringen. 

Wir bedauern daher dem dortigen Wunſche nicht entſprechen 
zu können.“ 


Keinen beſſeren Erfolg hatte unſere Eingabe, die wir unter dem 
16. Januar an die Eiſenbahndirektion Danzig richteten, die lautete: 

„Die Kaufmannſchaft zu Löbau hat ſich darüber beklagt, daß 
man von Löbau aus keinen befriedigenden Anſchluß an den für die 
dortige Gegend doch ſehr wichtigen Zug D 56 beſitzt. Man muß jetzt 
in Löbau bereits 645 abfahren, um überhaupt Anſchluß zu erreichen, 
hat aber dann in Dt. Eylau, wo man 740 ankommt, 3 Stunden und 
20 Minuten zu warten. Wir bitten daher die Königliche Eiſenbahn— 
direktion ergebenſt, für Löbau einen günſtigeren Anſchluß durch Ein— 
legung eines neuen Zuges, der kurz vor 11 Uhr in Dt. Eylau ein— 
zutreffen hätte, zu beſchaffen, und bemerken noch, daß man in Löbau 
darauf Wert legt, daß der Anſchluß nicht durch Wegfall einer anderen 
Zugverbindung erreicht werde.“ 

Die Direktion ſchrieb nämlich darauf: 

„Ihrem Wunſche auf Herſtellung eines direkten Anſchluſſes von 
Löbau an den um 11% vorm. von Dt. Eylau nach Berlin abgehenden 
Schnellzug D 56 ließe ſich nur durch Einlegung eines neuen Zug— 
paares Löbau —Zajonczkowo — Dt. Eylau Rechnung tragen. Hierzu ver: 
mögen wir indes bei dem nur mäßigen Perſonenverkehr auf der 
Strecke ein Bedürfnis umſoweniger anzuerkennen, als Löbau bereits 
zwei ſehr gute Verbindungen nach Berlin hat und zwar in den Zügen 
1158/248/E 26 (ab Löbau 203, an Berlin Friedrichſtr. 1207 nachts) und 
1164/0 52 (ab Löbau 840 abends, an Berlin Friedrichſtr. 609 morgens). 
Wir bedauern deshalb Ihrem Anſuchen nicht entſprechen zu können.“ 


Tariſierung von Kleie. 


Am 1. Februar wandten wir uns mit folgender Petition an den 
Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten: 

„Seit einigen Jahren wird der Kleiehandel ſtändig durch Anträge 
auf Abänderung der Tarifbeſtimmung für Kleie beunruhigt. Hervor— 
gerufen ſind dieſe Beſtrebungen durch falſche Deklarationen einiger 
rheiniſcher und weſtfäliſcher Großmühlen, die dunklere Mehle, ſo— 
genannte Hintermehle, als Kleie verfrachtet haben. Daß gegen ſolche 
Mißbräuche eingeſchritten werden muß, iſt zweifellos; es würde aber 
u. E. genügen, wenn diejenigen, die Mehl als Kleie verfrachten, zur 
Strafe gezogen werden würden. Statt deſſen hat man ſich ſeit Jahr 
und Tag bemüht, eine brauchbare Definition für Kleie zu finden, und 
dieſe Verſuche ſind, wie vorauszuſehen war, mißlungen, denn weder 
das Siebverfahren noch die Ermittelung des Aſchegehalts geben 
objektive Maßſtäbe für die Frage, ob ein Mühlenfabrikat Kleie oder 
Mehl iſt, eine Frage, die von Sachverſtändigen ſtets mit Sicherheit 
beantwortet werden kann. 

Die Generalkonferenz der deutſchen Eiſenbahnverwaltungen hat 
ſich ja nun auch ſchließlich damit begnügt, als Kleie des Spezialtarifs III 
ſolche zu bezeichnen, die überwiegend aus Schalen- und Hülſenteilen 
beſteht. Hiermit kann ſich der Handel wohl einverſtanden erklären, 
denn jede Kleie enthält überwiegend Schalen- und Hülſenteile, ſodaß 
alſo der reelle Kleiehandel durch dieſe Beſtimmung nicht geſchädigt 
werden könnte, vorausgeſetzt allerdings, daß die abfertigenden Beamten 
die Beſtimmung auch richtig anwenden. Da ſie in Zweifelsfällen 
berechtigt ſein ſollen, die Ware nur dann nach Spezialtarif IIl abzu— 
fertigen, wenn ſie durch Kohlenſtaub oder Olkuchenmehl denaturiert 
wird, ſo muß jedenfalls dafür geſorgt werden, daß Zweifelsfälle 
möglichſt ſelten vorkommen, denn eine Denaturierung iſt ſtets mit 
Koſten verknüpft, beſonders wenn die Kleie geſackt zur Verſendung 
gelangt. 

Wir bitten daher Ew. Exzellenz gehorſamſt, verfügen zu wollen, 
daß namentlich die Abfertigungsbeamten derjenigen Stationen, von 
denen aus viel Kleie verſandt wird, genau darüber inſtruiert werden, 
welche Beſchaffenheit die nach Spezialtarif II zu verfrachtende Kleie 
haben muß. Insbeſondere muß darauf aufmerkſam gemacht werden, 
daß die Feinheit der Mahlung ohne Einfluß iſt, denn ſonſt würde 
namentlich die Grieskleie vielfach beanſtandet werden, trotzdem ſie 
weniger Mehl enthalten kann als die Grobfleie. 

Beanſtandungen werden ja in der erſten Zeit nicht ausbleiben, 
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und es iſt deshalb dringend erforderlich, daß die Einſprüche gegen die 
Entſcheidungen der Eiſenbahnverwaltung mit größter Beſchleunigung 
erledigt werden, damit die Verſendung der Ware nicht unnötig lange 
aufgehalten werde. Es wird ſich daher empfehlen, auf allen Stationen 
mit größerem Kleieverkehr Kontrollſtellen einzurichten, in denen Sach— 
verſtändige ſofort die Entſcheidung treffen. Eine ſolche Kontrollſtelle 
müßte jedenfalls auch in Thorn, das ja einen bedeutenden Kleieverkehr 
aufweiſt, eingerichtet werden. Dieſe Kontrollſtelle würde in Thorn 
um ſo leichter einzurichten ſein, als ſich hier zwei Chemiker befinden, 
die ſich faſt ausſchließlich mit der Unterſuchung von Kleie beſchäftigen. 

Da nun aber nach den allgemeinen Beſtimmungen die Kleie 
nicht nur auf der Verſandſtation, ſondern auch auf der Empfangs— 
ſtation daraufhin geprüft werden kann, ob ſie auch nach Spezialtarif Ill zu 
verfrachten iſt, ſo könnte auf der Empfangsſtation die nachträgliche 
Denaturierung oder die Frachtzahlung nach Spezialtarif I verlangt 
werden. Einer ſolchen Gefahr darf ſich der Verfrachter nicht ausſetzen, 
zumal da eine Denaturierung auf kleineren Stationen häufig mit 
außergewöhnlich großen Schwierigkeiten verknüpft ſein würde. Wir 
bitten daher anzuordnen, daß über den anzuwendenden Tarif ſtets die 
Verſandſtation vor Abgang der Ware Entſcheidung zu treffen hat und 
daß dieſe Entſcheidung, über die in den Frachtbrief ein Vermerk auf— 
zunehmen iſt, auch für den Abfertigungsbeamten der Beſtimmungs— 
ſtation bindend iſt. Für den Kleieimport müßte allerdings noch 
beſtimmt werden, daß die Entſcheidung auf den Tranſit- und Auf— 
ſackungsſtationen zu treffen iſt, damit das Ergebnis des Zollverfahrens 
berücksichtigt werden kann, da ja nach den veröffentlichten Beſtimmungen 
im Zollverfahren denaturierte Kleie ſtets nach Spezialtarif Ill abzu— 
fertigen iſt. 

Hier vermiſſen wir übrigens eine Beſtimmung, wonach überhaupt 
alle Kleie, die, denaturiert oder nicht, zollfrei eingelaſſen wird, nach 
Spezialtarif Ul zu verfrachten iſt. Dies könnte aber doch um jo unbe— 
denklicher geſchehen, als auch bei der Verzollung unter Kleie diejenigen 
Abfallprodukte bei der Mehlgewinnung verſtanden werden, die ſich 
in der Hauptſache aus Schalen- und Hülſenteilen zuſammenſetzen, und 
als weiterhin die Zollverwaltung jeden Wagen ſorgfältig unterſuchen 
muß, wobei die Beamten entſchieden eine erhebliche Warenkenntnis 
erwerben. Es erſcheint daher ausgeſchloſſen, daß zollfrei eingehende 
Kleie zu den Mühlenfabrikaten des Spezialtarifs I gehört. 

Indem wir unſere Wünſche zuſammenfaſſen, bitten wir Ew. 
Exzellenz gehorſamſt und dringend, im Intereſſe einer ungeſtörten Ab— 
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wickelung unſeres für die Landwirtſchaft ſo wichtigen Kleiehandels 
verfügen zu wollen, 

1) daß die Abfertigungsbeamten der Stationen mit erheblichem 
Kleieverkehr genaue Inſtruktionen darüber erhalten, was man 
unter Kleie des Spezialtarifs III zu verſtehen hat, 

2) daß auf den Stationen mit größerem Kleieverkehr Kontroll— 
ſtellen zur ſchnellen Erledigung von Reklamationen eingerichtet 
werden, 

3) daß nur die Verſandſtationen (an der Grenze auch die Auf— 
ſackungs⸗ und Tranſitſtationen) über die Tarifierung der Kleie 
zu entſcheiden haben und 

4) daß alle aus dem Auslande zollfrei eingehende Kleie nach 
Spezialtarif III verfrachtet werde.“ 

Der Beſcheid des Herrn Miniſters vom 20. März lautet: 

„Im Intereſſe einer gleichmäßigen tarifiſchen Behandlung der 
Kleieſendungen werden die Abfertigungsſtellen der preußiſch-heſſiſchen 
Staatsbahnen auf die Bedeutung und den Zweck der für Kleie am 1. 
April d. Is. in Kraft tretenden Anderung der Güterklaſſifikation noch 
beſonders hingewieſen werden. Einer Inſtruktion darüber, was unter 
Kleie zu verſtehen ſei, bedarf es nicht, da dies durch den Tarif genau 
angegeben iſt. 

Den übrigen Anträgen bin ich nicht in der Lage zu entſprechen. 
Die Befürchtungen, daß häufige Beanſtandungen eintreten werden und 
infolgedeſſen die Denaturierung in erheblichem Umfange verlangt werden 
würde, vermag ich nicht zu teilen und halte demgemäß die gewünſchte 
Einrichtung von Kontrollſtellen, die abgeſehen von ſonſtigen Bedenken 
in gleicher Weiſe auch für eine Reihe anderer Artikel gefordert werden 
könnte, nicht ſür erforderlich. Die vom Auslande zollfrei eingehende 
Kleie allgemein nach Spezialtarif III zu tarifieren, erſcheint weder 
ſachlich, noch rechtlich begründet, nachdem der Wortlaut der Tarifpoſition 
auf dem vorgeſchriebenen Wege feſtgeſetzt iſt.“ 

Tarifierung von Kiefernzjapfen. 

Auf eine Anfrage der Kgl. Eiſenbahndirektion zu Bromberg 
ſprachen wir uns zugunſten des Antrags aus, den Artikel Kiefernzapfen 
(Kienäpfel), der gegenwärtig der Frachtberechnung zu den Sätzen des 
Spezialtarifs II unterliegt, in den Rohſtofftarif aufzunehmen. 

Frachtſätze für Holz; des Spezialtarifs II. 
Unter dem 21. Februar ſchrieb die Eiſenbahndirektion Bromberg: 
„Nach einer Mitteilung der Königlichen Eiſenbahndirektion in 
Poſen hat die Handelskammer in Berlin beim Herrn Miniſter der 
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öffentlichen Arbeiten den Antrag geſtellt, für ruſſiſches Holz des Spe— 
zialtarifs II von Skalmierzyce nach den Berliner Bahnhöfen und Ring— 
bahnſtationen die Durchrechnung der Fracht nach der Oſtbahnſtaffel 
über Poſen anzuordnen. 

Hierdurch würde der bisherige Frachtſatz Skalmierzyce über Poſen 
bis Berlin Oſtbahnhof — 1,14 M. für 100 kg auf 1,00 M. ermäßigt 
werden. Der Frachtſatz für Holz des Spezialtarifs II von Alexandrowo 
bis Berlin Oſtbahnhof beträgt 1,02 M. für 100 kg. 

Für den Platz Berlin würde die beantragte Frachtermäßigung oder 
auch nur einer Gleichſtellung der Frachtſätze ab Skalmierzyce mit den 
ab Alexandrowo giltigen ſelbſtverſtändlich eine weſentliche Verbilligung 
bedeuten. Andererſeits wird auch zu erwägen ſein, ob hierdurch andere 
Intereſſen geſchädigt werden. 

Nach unſerer Kenntnis der Verhältniſſe ſind die in beiden Han— 
delskammerbezirken vorhandenen zahlreichen Sägewerke faſt ausſchließlich 
auf den Bezug ruſſiſcher Hölzer angewieſen und ſetzen dieſe als Bretter, 
Dielen und Balken zu einem großen Teile nach Berlin und den dar— 
über hinaus gelegenen Plätzen ab. Bei dieſem Abſatze werden die 
Werke ſchon an und für ſich für die Folge mit einer Verſorgung von 
Skalmierzyce aus zu rechnen haben, und wird dieſer Wettbewerb 
um ſo ſchärfer werden, je billiger die Hölzer von dort aus verfrachtet 
werden können. 

Andererſeits werden die hieſigen Sägewerke aber auch damit 
rechnen müſſen, daß ihnen von gegneriſcher Seite entgegen gehalten 
werden wird, daß ihnen für den Bezug des Holzes der weſentlich 
billigere Waſſerweg zur Verfügung ſteht, während Skalmierzyce auf 
den Bahnweg angewieſen iſt. 

Die geehrten Handelskammern erſuchen wir deshalb ergebenit, dieſe 
Frage einer eingehenden Prüfung zu unterziehen und uns Ihre Stel— 
lungnahme baldmöglichſt zukommen zu laſſen.“ 

Unſere Antwort vom 28. Februar lautete: 

„Der Königlichen Eiſenbahndirektion erwidern wir ergebenſt, daß 
die Gleichſtellung der Frachtſätze für Holz des Spezialtarifs II ab Stal- 
mierzyce mit den ab Alexandrowo gültigen jedenfalls die Intereſſen 
unſerer Sägemühlen ſchädigen würde. Unſere größeren Mühlen ſind 
mit einem Teil ihrer Produktion auf Berlin als Abſatzort angewieſen, 
und es wird ſchon jetzt immer darüber geklagt, daß die gerade auf dem 
Berliner Markte beſonders ſcharfe Konkurrenz die Preiſe auf einen 
Stand herabdrückt, der nur einen geringfügigen Nutzen gewährt. Sollte 
nun den über Skalmierzyce eingehenden Hölzern die erhebliche Frachter— 


mäßigung von 12 Mark für den Waggon bewilligt werden, jo wird 
damit für viele unſerer Mühlen ein lohnender Abſatz nach Berlin un— 
möglich, was um ſo mehr zu bedauern wäre, als die Frachtermäßigung 
in erſter Reihe den ruſſiſchen Schneidemühlen zugute kommen würde, 
denn bei dem über Skalmierzyce eingehenden Holze wird es ſich in 
der Hauptſache um Schnittware handeln. 

Wenn Berlin darauf hinweiſen wollte, daß den Mühlen im 
Thorner und Bromberger Bezirke für den Bezug des Holzes der er— 
heblich billigere Waſſerweg zur Verfügung ſtehe, ſo iſt darauf zu ent— 
gegnen, daß die in dem Waſſertransport liegende Verbilligung bei den 
Verkaufspreiſen zum Ausdruck kommt, denn dafür ſorgt ſchon die Kon— 
kurrenz. Den Nutzen von dem billigen Waſſerbezug hat alſo auch 
ſchon jetzt der Käufer in Berlin. 

Wir können nach alledem die Königliche Eiſenbahndirektion nur ganz 
ergebenſt bitten, ſich gegen die Verbilligung der Holzeinfuhr über Skalmier— 
zyce auszuſprechen, zumal unſer Bezirk ſchon allein durch das Beſtehen des 
neuen Eiſenbahnwegs über Kaliſch —Skalmierzyce wirtſchaftlich bedeutend 
geſchädigt worden iſt.“ 


b. Waſſerſtraßen. 


Drahtverband für weichſeltraften. 


Der Herr Oberpräſident ließ uns unter dem 5. Dezember folgende 
Abſchrift eines an ihn als den Chef der Weichſelſtrombauverwaltung 
gerichteten Schreibens des Herrn Regierungs- Präſidenten in Bromberg 
zur Außerung zugehen: 

„Durch die Beſtimmung des § 78 der Strom- und Schiffahrts— 
polizeiverordnung vom 23. September 1906 iſt die Verbindung der 
ein Floß bildenden Tafeln mittelſt Draht für die Waſſerſtraße zwiſchen 
Weichſel und Oder verboten. Mit Rückſicht auf die Schwierigkeiten, 
die ſich für die Holzintereſſenten aus der Beſchaffung anderweitigen 
Bandmaterials ergab, iſt für die nun zu Ende gehende Flößereiperiode 
noch von einer ſtrengen Befolgung der Vorſchrift abgeſehen worden. 
Für die Zukunft muß aber im Intereſſe der Reinhaltung der Waſſer— 
ſtraße und beſonders auch der Schleuſenkammern ſowie zur Vermeidung 
von Verkehrshinderniſſen, die ſich aus dem Verluſt alter Drahtteile in 
der Waſſerſtraße und dem Verwickeln derſelben in den Dampfer— 
ſchrauben, Schleuſentoren und Wehrverſchlüſſen ergeben haben, auf 
eine genaue Befolgung des Verbots unbedingt geſehen werden. 

Wie mir nun bekannt geworden, iſt ein Teil des Widerſtandes, 
der ſich gegen die Anordnung erhebt, darauf zurückzuführen, daß für 


den Verkehr auf der Weichjel Draht als Verbandmaterial für Flöße 
noch zugelaſſen iſt und ſomit als das billigere und haltbarere bei der 
Zuſammenſtellung der Flöße in Rußland immer noch mit Vorliebe 
Verwendung findet. Die Holzhändler und Transportführer treten 
dieſem Gebrauche ſchon aus dem Grunde nicht entgegen, weil beim 
Abgang des Holzes in Rußland das Ziel des Transportes in den 
meiſten Fällen noch garnicht bekannt iſt und die Entſcheidung darüber, 
ob das Holz die Weichſel abwärts nach Danzig oder die Brahe auf— 
wärts gehen ſoll, erſt getroffen wird, wenn das Holz bereits das 
Preußiſche Gebiet erreicht hat. Ein Umſpannen auf der Weichſel vor 
dem Eintritt in den Brahemünder Hafen iſt aber nicht nur mit Koſten, 
ſondern zuweilen, je nach dem Stande des Waſſers, ſogar mit Gefahren 
für den Holztransport verbunden, und ſo iſt ſchon jetzt vorauszuſehen, 
daß Anträge auf weitere Geſtattung des bisherigen Materials auch 
für die Weichſel —Oder-Waſſerſtraße immer wieder werden geſtellt und 
mit dem Hinweis auf das Befinden in einer Zwangslage werden 
begründet werden. Um dieſen Weiterungen aus dem Wege zu gehen 
und die genaue Befolgung der Vorſchrift, auf die, wie geſagt, der 
größte Wert gelegt werden muß, zu ſichern, würde es ſehr geeignet 
ſein, wenn für den Verkehr der Flöße auf der Weichſel die nämliche 
Anordnung getroffen würde. Ich bitte Euer Exzellenz daher den 
Erlaß eines derartigen Verbotes in Erwägung ziehen zu wollen.“ 


Wir erwiderten darauf unter dem 7. Februar: 

„Ew. Exzellenz berichten wir gehorſamſt, daß wir die von dem Herrn 
Regierungspräſidenten in Bromberg vorgebrachten Gründe für den 
Erlaß eines Verbots des Drahtverbandes für Weichſeltraften uns nicht 
ſtichhaltig erſcheinen. Der Drahtverband hat wegen ſeiner größeren 
Feſtigkeit und Billigkeit ſo viele Vorzüge gegenüber dem Weidenver— 
band, daß man zu einem Verbot nur greifen darf, falls eine zwingende 
Notwendigkeit vorliegt. Wenn wir nun auch zugeben müſſen, daß 
das Verbot für die Waſſerſtraße zwiſchen Weichſel und Oder gerecht— 
fertigt iſt, jo trifft dies dagegen nicht zu für die Weichſel. 

Die Mißſtände, die der Drahtverband der Traften auf der engen 
Waſſerſtraße zwiſchen Weichſel und Oder hervorgerufen hat, haben ſich 
bisher auf der Weichſel noch nicht gezeigt. Müßten freilich alle herab— 
kommenden Traften durch die Brahe und den Bromberger Kanal gehen, 
ſo würde es im Intereſſe des Flößereiverkehrs ſelbſt ſich empfehlen, 
den Drahtverband auch auf der Weichſel zu verbieten. Das iſt aber keines— 
wegs der Fall, vielmehr ſteht es für eine große Anzahl Traften von 
vornherein feſt, daß ſie auf der Weichſel bleiben. Das Vorſteheramt 
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der Kaufmannſchaft zu Danzig hat dies ja in dem Ew. Exzellenz unter 
dem 28. Dezember eingereichten Gutachten zutreffend nachgewieſen. 
Auch Elbing, Graudenz und Thorn kaufen eine gewiſſe Menge Traften 
ein, und wenn es ſich bisher dabei um keinen erheblichen Prozentſatz 
handelt, ſo wird ſich dies doch, wenigſtens ſoweit Thorn in Frage 
kommt, ändern, ſobald der Holzhafen fertiggeſtellt ſein wird. In dem 
Holzhafen wird man aber auch ohne Gefahr für den Holztransport 
die in Drahtverband herabkommenden Hölzer, die nach dem Brahnauer 
Hafen gehen ſollten, umbinden können, womit das Hauptbedenken des 
Herrn Regierungspräſidenten gegen die weitere Zulaſſung des Draht— 
verbandes wegfällt. Das Verbot für die Weichſel — Oder-Waſſerſtraße 
kann daher ſtets aufrechterhalten werden, und die Holzimporteure werden 
ſchon im eigenen Intereſſe dafür ſorgen, daß alle Traften, die vor— 
ausſichtlich nach der Brahe gehen, im Weidenverbande verflößt werden. 

Wir bitten daher Ew. Exzellenz gehorſamſt, von dem Erlaß eines 
Verbots des Drahtverbandes für die auf der Weichſel verkehrenden 
Traften abſehen zu wollen.“ 

An den Herrn Regierungspräſidenten in Bromberg ſelbſt hatten 
wir uns unter dem 27. Dezember ebenfalls in Sachen des Draht— 
verbandes der Traften gewandt und geſchrieben: 

„Ew. Hochwohlgeboren haben verfügt, daß für das Jahr 1908 
die Beſtimmung, wonach die Verbindung der ein Floß bildenden 
Tafeln mittelſt Draht für die Waſſerſtraße zwiſchen Weichſel und Oder 
verboten iſt, ſtreng durchgeführt werden ſoll. Wegen der Anſammlung 
größerer Holzmaſſen vor dem Brahnauer Hafen im Herbſte dieſes 
Jahres haben nun verſchiedene ruſſiſche Händler in der Befürchtung, 
daß ihre Traften vor dem Eisgang nicht mehr in den Hafen aufge— 
nommen werden würden, dieſe in den ruſſiſchen Nebenflüſſen an 
ſicherer Stelle überwintern laſſen. Da dieſe Transporte ſämtlich mit 
Draht verbunden ſind, ſo bitten wir Ew. Hochwohlgeboren ganz er— 
gebenſt, ausnahmsweiſe dieſen Hölzern auch noch in der nächſten Flößerei— 
periode im Drahtverband nach dem Brahnauer Hafen und dem 
Bromberger Kanal zuzulaſſen. Ein Mißbrauch könnte mit dieſer Er— 
laubnis nicht getrieben werden, da Hölzer, die auf dem Transport 
überwintert haben, leicht kenntlich ſind und nicht mit den Traften 
der neuen Flößereiperiode verwechſelt werden können.“ 

Der Herr Regierungspräſident erwiderte unter dem 9. Januar: 

„Auf das Schreiben vom 27. Dezember v. Is. erwidere ich der 
Handelskammer ergebenſt, daß die weitere Zulaſſung irgend welcher 
Ausnahmen von der Verbotsvorſchrift bezüglich der Verwendung von 


33 
Draht als Verbandmaterial bei Flößen nicht angängig erſcheint. Das 
Verlangen der Intereſſenten nach einer ſolchen Genehmigung kann als 
gerechtfertigt nicht bezeichnet werden, nachdem für die Einführung der 
Vorſchrift eine Übergangszeit von mehr als einem Jahre gewährt und 
während dieſer Friſt wiederholt auf die Beſtimmungen derſelben durch 
öffentliche Bekanntmachung hingewieſen worden iſt.“ 


c. Poſt. 
Leerung der Thorner Briefkaſten 
an Soun⸗ und Feiertagen. 

Dem Kaiſerlichen Poſtamt I ſchrieben wir am 20. Januar: 

„In Thorn findet an Sonn- und Feiertagen zwiſchen 3½ Uhr 
vormittags und 2 Uhr nachmittags eine Leerung der Briefkaſten nicht 
ſtatt. Infolgedeſſen können Stadtbriefe, die am Sonntag nach 3 ½ 
Uhr vormittags in den Kaſten geworfen werden, an dem gleichen Tage 
überhaupt nicht beſtellt werden. Ferner erleiden aber auch diejenigen 
Briefe eine Verzögerung in der Beſtellung, die auf weitere Entfer— 
nungen verſandt werden, denn ſie können, wenn ſie auch rechtzeitig 
eingeworfen worden ſind, nicht mit den Mittagszügen befördert werden 
und kommen dadurch z. B. bei Beſtimmungsorten, die über Berlin 
hinaus liegen, vielfach einen halben Tag ſpäter an. Wir bitten deshalb 
das Kaiſerliche Poſtamt ergebenſt zu prüfen, inwieweit hier eine An— 
derung getroffen werden könnte. Es wird u. E. nicht notwendig ſein, 
für ſämtliche Briefkaſten eine weitere Leerung vor Abgang der Mittags— 
züge anzuordnen, ſondern es wird wohl genügen, wenn dies bei den 
in der Hauptgeſchäftsgegend liegenden Briefkaſten, nämlich bei den in 
der Breitenſtraße und Eliſabethſtraße befindlichen, geſchieht. Dies wird 
ſich auch ohne beſondere Mehrbelaſtung des Perſonals ermöglichen 
laſſen, da ja die Briefkaſten gelegentlich der Beförderung der 
Briefſchaften nach den Bahnhöfen geleert werden könnten. Was 
die Ortsbriefe anbetrifft, ſo glauben wir allerdings, daß man auf eine 
weitere Leerung, die ja doch ſehr früh ſtattfinden müßte, damit die 
Briefe noch am Morgen beſtellt werden könnten, verzichten kann, denn 
die Zahl der zwiſchen 3 und etwa 7 Uhr vormittags eingeworfenen 
Ortsbriefe dürfte an Sonntagen wohl nur ſehr gering ſein.“ 

Unter dem 11. Februar ließen wir dieſem Schreiben ein zweites 
folgen, welches lautete: 

„Das Kaiſerliche Poſtamt hatten wir unter dem 20. Januar 
J. N. 360 — gebeten, an Sonn- und Feiertagen die in der Haupt: 
geſchäftsgegend liegende Briefkaſten kurz vor Abgang der Mittagszüge 
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leeren zu laſſen, damit namentlich die Beſtellung der über Berlin 
hinausgehenden Briefe nicht verzögert werde. Die Unterredung mit 
Herrn Poſtdirektor Eckert hat uns jedoch davon überzeugt, daß unſer 
Vorſchlag nur ſchwer durchführbar ſein würde. Es wurde uns bei 
dieſer Gelegenheit empfohlen, öffentlich darauf hinzuweiſen, daß alle 
Briefe und Poſtkarten, die am Sonntag bis vormittags 1030 in den 
Briefkaſten des Hauptpoſtamtes geworfen werden, mittags noch 
befördert werden. Dies können jedoch die Geſchäftsleute nur wenig 
benutzen, da die Kontore erſt um 11 Uhr geöffnet werden. Wir bitten 
deshalb das Kaiſerliche Poſtamt ergebenſt, Vorkehrungen zu treffen, 
daß am Sonntag alle über Berlin hinaus beſtimmten Briefe, die bis 
vormittags 1130 in den Briefkaſten des Hauptpoſtamts gelangen, noch 
mit dem Mittags-D-Juge befördert werden.“ 

Bereits unter dem 21. Februar erhielten wir nachſtehenden zu— 
ſagenden Beſcheid: 

„Die Poſt für den D Zug 56 nach Berlin, ab Thorn-Stadtbahnhof 
1225 mittags, wird künftig — beginnend am 23. Februar — auch an 
Sonn- und geſetzlichen Feiertagen erſt um 1205 von hier abgelaſſen 
werden. Die mit dieſem Zuge zu befördernden Briefſendungen würden 
demnach bis 1155 vorm. durch den Poſthausbriefkaſten aufzuliefern ſein.“ 


Geldbriefverkehr zwiſchen 
Hamburg und Culmſee. 


Dem Herrn Staatsſekretär des Reichspoſtamtes überſandten wir 
unter dem 16. Januar folgendes Schreiben: 

„Von Culmſee aus, das infolge ſeiner Zuckerproduktion vielfach 
Geld⸗ und Wertbriefe von Hamburg erhält, wird uns geſchrieben, daß 
der Geldbriefverkehr zwiſchen beiden Städten viel zu wünſchen übrig 
laſſe. Es iſt wiederholt vorgekommen, daß Geldbriefe, die am Vor— 
mittag in Hamburg aufgegeben worden ſind, nicht am folgenden, 
ſondern erſt am Morgen des dritten Tages in Culmſee ausgehändigt 
wurden. Auf die Beſchwerde beim Kaiſerlichen Poſtamt 8 in Hamburg 
hat dieſes erwidert, daß die Geldbriefe mit dem Zug 203, der von 
Hamburg 1 Uhr 32 Min. abgeht, befördert worden ſeien. Die Weiter— 
verſendung von Berlin geſchehe unter normalen Verhältniſſen über 
Schneidemühl Bromberg —Schönſee mit dem um 11 Uhr 40 Min. 
abends von Berlin abgehenden D Zug, doch ſei der Anſchluß an dieſe 
Leitung nur bei pünktlicher Ankunft des Zuges von Hamburg ſicher— 
geſtellt. Außerdem bearbeiteten ſämtliche von Berlin nach Oſten ab— 
gehende Abendzüge Geldbriefe nur in beſchränktem Maße. Dieſen 
Zügen werden die in Berlin eingehenden Wertſendungen nicht un— 
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mittelbar, ſondern erſt nach Sammlung beim Hauptpoſtamte zu: 
geführt. 
Wenn ſich nun der Zug von Hamburg verjpätet, erreichen die 
nach dem Oſten beſtimmten Geldbriefe, weil ſie erſt auf dem Haupt— 
poſtamte geſammelt und bearbeitet werden, häufig den Zug D 23 
nicht mehr und werden dann erſt am Vormittag des nächſten Tages 
weiterbefördert. Da ſie aber Culmſee abends erreichen, können ſie 
| erſt am darauffolgenden Vormittag ausgetragen werden. Die Geld 
briefe werden dann alſo infolge einer kleinen Verſpätung des Zuges 
203 24 Stunden ſpäter beſtellt. Dieſe Verzögerung kann für die 
Empfänger in Culmſee doch recht unangenehme Folgen haben, und 
wir bitten Ew. Exzellenz deshalb ganz ergebenſt, verfügen zu wollen, 
daß die Beförderungsweiſe der Geldbriefe von Hamburg hierher ab— 
geändert werde. Vielleicht könnte ſchon dadurch eine Beſſerung erzielt 
werden, daß die Geldbriefe dem Zuge 15, der zwar erſt 312 von 
Hamburg abgeht, aber bereits 714 in Berlin ankommt, mitgegeben 
würden. Noch gründlicher würde jedoch dem Uebelſtande abgeholfen 
werden, wenn die Nachtſchnellzüge Berlin —Thorn die Geldbriefe un— 
beſchränkt bearbeiten dürften, denn dann wäre es nicht mehr nötig, 
daß man die Geldbriefe erſt beim Hauptpoſtamte ſammelte, dieſe 
könnten vielmehr den Nachtſchnellzügen unmittelbar übergeben werden, 
ſodaß eine nicht zu große Verſpätung der von Hamburg kommenden 
Züge ohne Nachteil für die Geldbriefbeförderung ſein würde.“ 
Die Antwort des Herrn Staatsſekretärs vom 17. Februar lautete: 
„Von der Kaiſerlichen Oberpoſtdirektion in Berlin ſind Maß— 
nahmen getroffen worden, welche die — übrigens nur ſehr ſeltenen — 
Fälle, daß Geldbriefe von Hamburg nach Culmſee infolge Verſpätung 
des Zuges 203 Hamburg Berlin in Culmſee mit erheblicher Ver: 
| zögerung eingehen, in Zukunft tunlichſt ausſchließen.“ 
| Briefumſchläge mit durchſcheinender 
Aufſchrift. 
| 
| 
| 


Wie wir in unſerem letzten Vierteljahresbericht mitteilten, hatte 
der Herr Staatsſekretär des Reichspoſtamts den auch von uns unter— 
ſtützten Antrag auf Zulaſſung von Briefumſchlägen mit durchſcheinender 
Adreſſe abgelehnt. Unter dem 29. Januar teilte uns der Herr Staats— 
ſekretär jedoch mit, daß die inzwiſchen eingetretene Verbeſſerung in der 

f Herſtellung von Briefumſchlägen mit durchſcheinender Aufichrift der 
Reichs-Poſtverwaltung Veranlaſſung gegeben habe, den vielfach ge— 
äußerten Wünſchen entſprechend die Verſendung von ſogenannten 

| Fenſterbriefen im inneren deutſchen Verkehr verſuchsweiſe zuzulaſſen. 
u 
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Porto für Inferatenrechnungen 
mit Feitungsbelegen. 


Auf die in unſerem letzten Vierteljahresbericht Seite 30 abge— 
gedruckte Eingabe ließ uns der Herr Staatsſekretär des Reichspoſtamts 
folgende Abſchriften der der Handelskammer in Graudenz auf ihre 
Eingaben vom 11. Oktober und 26. November erteilten Beſcheide zur 
Kenntnisnahme zugehen: 

„Rechnungen, die nach § 8 X Ziffer 10 der Poſtordnung den 
gegen die ermäßigte Taxe zu befördernden Druckſachen beigefügt 
werden können, dürfen ſich nur auf den Preis der in der Sendung 
enthaltenen Bücher, Muſikalien uſw. beziehen. Es iſt nicht angängig, 
dieſe lediglich zur Erleichterung des eigentlichen buchhändleriſchen Ver— 
kehrs bewilligte Vergünſtigung dahin auszudehnen, daß gegen die 
ermäßigte Druckſachentane auch die Beförderung von Rechnungen 
geſtattet ſein ſoll, die ſich auf Zeitungsanzeigen beziehen und mit 
einzelnen Belegnummern der betreffenden Zeitung zu einer Sendung 
vereinigt ſind. Wenn derartige Sendungen gegen die Druckſachentaxe 
befördert worden ſind, ſo iſt ihre Unzuläſſigkeit überſehen worden.“ 
„Die Gewährung neuer Vergünſtigungen im Drudjachenvertehr 
würde ſofort Berufungen anderer Intereſſenten und immer weiter— 
gehende, unerfüllbare Forderungen der beteiligten Kreiſe zur Folge 
haben. Im Hinblick hierauf und da die ordnungsmäßige Prüfung 
der nach der Druckſachentaxe frankierten Sendungen ſchon jetzt den 
Poſtdienſtbetrieb erheblich erſchwert, bin ich außerſtande, Rechnungen 
die ſich auf Zeitungsanzeigen beziehen und mit einzelnen Belegnummern 
der betreffenden Zeitung zu einer Sendung vereinigt ſind, zur Be— 
förderung gegen die Druckſachentaxe zuzulaſſen. Sendungen der vor— 
bezeichneten Art genießen ſchon jetzt den Vorteil der Gebühren— 
ermäßigung, die für die mit Druckſachen zuſammengepackten Geſchäfts— 
papiere beſteht (zu vergl. § 11 der Poſtordnung vom 20. März 1900).“ 
Herabſetzung des Briefportos und 
der Telegrammgebühren im verkehr 
zwiſchen Deutſchland und Rußland, 
Auf die in unſerem letzten Vierteljahresbericht abgedruckte Ein— 
gabe des Verbandes der amtlichen Handelsvertretungen Poſens und 
Weſtpreußens iſt folgendes Antwortſchreiben des Herrn Staatsſekretärs 
des Reichspoſtamts eingegangen: 
„Die für den Brief- und Telegrammverkehr mit Oeſterreich-Ungarn 
und Luxemburg maßgebenden Verhältniſſe ſind ganz verſchieden von 
denen im Verkehr mit Rußland und laſſen ſich nicht zum Vergleich 
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heranziehen. Schon die große Ausdehnung des ruſſiſchen Reichs, ſelbſt 
wenn nur das europäiſche Rußland in Betracht gezogen wird, erſchwert 
und verteuert die Herſtellung und Unterhaltung der Poſt- und Tele— 
graphenverbindungen in beſonderem Maße und läßt es daher als 
ausſichtslos erſcheinen, daß die ruſſiſche Verwaltung die von Ihnen 
gewünſchten Tarife annehmen könnte. Hierfür ſpricht auch der Umſtand, 
daß die ruſſiſche Poſtverwaltung im Hinblick auf den zu erwartenden 
Einnahmeausfall von der den Vereinsſtaaten durch den letzten Poſt— 
kongreß in Rom erteilten Ermächtigung, die Portoermäßigung und die 
Erhöhung der Gewichtsſtufe für Briefe einſtweilen auszuſetzen, Gebrauch 
gemacht hat. Mit Rückſicht hierauf und da die Einführung des Inland— 
portos für den Briefverkehr zwiſchen Deutſchland und Rußland ebenfalls 
einen großen Einnahmeausfall zur Folge hätte, würde es keinen Erfolg 
verſprechen, dieſerhalb an die ruſſiſche Poſtverwaltung heranzutreten. 

Ebenſowenig beſteht zurzeit Ausſicht auf Ermäßigung der deutſch— 
ruſſiſchen Telegrammgebühren. Die deutſchen Abſender befinden ſich 
jetzt ſchon inſofern im Vorteil, als die für Deutſchland feſtgeſetzte Wort— 
gebühr niedriger iſt als die in Rußland zur Erhebung kommende. 
Die Reichs-Poſt- und Telegraphenverwaltung hat vor einigen Jahren 
den Verſuch unternommen, für den Verkehr in der Grenzzone eine er— 
mäßigte Gebühr mit der ruſſiſchen Verwaltung zu vereinbaren; die 
Anregung hat aber auf ſeiten Rußlands keine Zuſtimmung gefunden. 
So ſehr ich auch geneigt bin, die wirtſchaftliche Entwickelung des Oſtens 
auch an meinem Teile zu fördern, ſo ſehe ich mich zu meinem Bedauern 
unter den dargelegten Umſtänden doch außerſtande, den dortigen 
Wünſchen zu entſprechen.“ 


III. Verſchiedenes. 


Aechtſprechung auf dem Gebiete des u 


gewerblichen Rechtsſchutzes. 

Unter dem 13. Dezember überſandte uns der Herr Oberlandes— 
gerichtspräſident in Marienwerder folgendes Schreiben: 

„Aus Anlaß der innerhalb gewerblicher Kreiſe wiederholt laut 
gewordenen Klagen über Unzulänglichkeit der Rechtſprechung auf dem 
Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes iſt die Juſtizverwaltung be— 
ſtrebt, möglichſt alle Rechtsſtreitigkeiten auf dieſem Gebiete für den 
geſamten Bezirk des Oberlandesgerichts bei einer Kammer eines Land— 
gerichts zu zentraliſieren, da es zu einer ſachgemäßen Rechtſprechung 
auf dieſem Gebiete vor allem erforderlich erſcheint, daß den zur Ent— 
ſcheidung berufenen Richtern durch Bearbeitung einer größeren Anzahl 
derartiger Sachen Gelegenheit gegeben wird, ſich mit den einſchlägigen 
ſpeziellen Rechtsmaterien eingehend vertraut zu machen und für die 
vorkommenden techniſchen Fragen ein gewiſſes Verſtändnis zu ge— 
winnen. 

Für den hieſigen Oberlandesgerichtsbezirk erſcheint als ſolches 
Gericht das Landgericht in Danzig am beſten geeignet. — Dem— 
entſprechend iſt bei dieſem Gericht die Einrichtung getroffen worden, 
daß die nachbezeichneten Rechtsſtreitigkeiten: 

a) aus dem Gebiete des Patentrechts: 

alle Unterlaſſungs-, Schadenserſatz-, Bereicherungs-', Ab— 
hängigkeits- und ſonſtigen Feſtſtellungsklagen; 

b) aus dem Gebiete des Gebrauchsmuſterrechts: 

außer den Klagen, die den zu a bezeichneten entſprechen, noch 
die Löſchungsklagen; 

c) aus dem Gebiete des Warenzeichenrechts: 

alle Unterlaſſungs-, Schadenserſatz-, Bereicherungs-, Feſt— 
ſtellungs- und Löſchungsklagen; 

d) aus dem Gebiete des unlauteren Wettbewerbs: 

alle Klagen, bei denen ſich der unlautere Wettbewerb auf 
Patente, Gebrauchsmuſter oder Warenzeichen bezieht, insbe— 
ſondere ſoweit eine unberechtigte Warnung des Patent— 
inhabers vor Verletzungen ſeines Patents den Gegenſtand der 
Klage bildet, 
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nicht nur ſämtlich vor der 2. Zivilkammer bezw. der 1. Kammer für 
r Handelsſachen verhandelt werden, ſondern es iſt auch gleichzeitig bei 
der Abgrenzung des Geſchäftskreiſes dieſer Kammer darauf Rüchſicht 
genommen worden, daß ihnen auch Sachen, die an ſich bei einem 
andern Landgerichte des Oberlandesgerichtsbezirks anhängig zu 
machen ſein würden, im Wege der Vereinbarung ſeitens der 
Parteien zur Verhandlung überwieſen werden. 

Innerhalb der beſtehenden Gerichtsorganiſation iſt allerdings 
eine ſolche Zentraliſierung nur ausführbar, wenn die Parteien von 
der ihnen geſetzlich zuſtehenden Befugnis Gebrauch machen, an Stelle 
des an ſich zuſtändigen anderen Landgerichts das Landgericht Danzig 
als zuſtändiges Gericht zu vereinbaren. Im Intereſſe der Recht— 
ſuchenden ſelbſt iſt wohl zu erwarten, daß die Parteien ſich im gege— 
benen Falle zu einer ſolchen Vereinbarung regelmäßig bereit finden 
laſſen werden. 

Ich darf annehmen, daß auch die Handelskammer bereit ſein 
wird, dieſe auf das Wohl des Handels- und Gewerbeſtandes ab— 
zielenden Beſtrebungen der Juſtizverwaltung zu unterſtützen und in 
den beteiligten Kreiſen darauf hinzuwirken, daß gegebenen Falles 
eine derartige Vereinbarung von den Parteien getroffen wird. Die 
Handelskammer erſuche ich ergebenſt, das geeignet Erſcheinende in 
dieſer Richtung veranlaſſen zu wollen.“ 


| Derdingungen der Kolonialverwaltung. 

Anfang Januar ließ der deutſche Handelstag ſeinen Mitgliedern 
| folgendes Rundſchreiben zugehen: 

„Auf Wunſch des Staatsſekretärs des Reichskolonialamts wird 
der Deutſche Handelstag künftig die zur Aufnahme in verſchiedenen 
Submiſſionsblättern beſtimmten Bekanntmachungen über öffentliche Aus— 
ſchreibungen der Kolonialverwaltungen ſeinen Mitgliedern zuſtellen. 
Die Mitglieder des Deutſchen Handelstags werden gebeten, die Inter— 
eſſenten ihrer Bezirke in geeigneter Weiſe auf die Ausſchreibungen auf— 
merkſam zu machen. Die für Lieferungen an die Gouvernements gül— 
tigen Vorſchriften ſind für 20 Pf. und die den Ausſchreibungen jeweilig 
zugrunde liegenden Verdingungsunterlagen ſind gegen Erſtattung der 
in der betreffenden Bekanntmachung feſtgeſetzten Koſten vom Reichs— 
kolonialamt zu beziehen.“ 
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Getreide: 
handel. 


IV. Lage der einzelnen Geſchäftszweige. 


Über den Abſatz hatte der Getreidehandel in der Berichtszeit nur 
inſoweit zu klagen, als die zum Teil ſchlechten Qualitäten das Geſchäft 
erſchwerten. Dagegen wird, wenigſtens in einzelnen Teilen unſeres Bezirks, 
über mangelnde Zufuhren geklagt, während man uns aber aus dem 
Kreiſe Löbau berichtet, daß dort die Zufuhren recht bedeutend waren, 
in Wintergetreide allerdings nur in den Monaten November und 
Dezember. 

Bei dem jetzt möglichen Überblick über die Ernteverhältnifje be— 
ſtätigt es ſich, daß die Winterung in Menge und Beſchaffenheit mäßig, 
die Sommerung dagegen wenigſtens bezüglich der geernteten Menge 
gut war. 

Was den Roggen anbetrifft, ſo waren die Qualitäten infolge 
des naſſen Erntewetters zumteil für die Müllerei ſchwer verwendbar, 


auch war das ſpezifiſche Gewicht gering. Im Durchſchnitt mögen auf 


dem Morgen 8—9 Zentner geerntet worden ſein, was ja ein immerhin 
nicht allzuſchlechtes Ergebnis bedeutet. Die Preiſe hielten ſich anfangs 
recht hoch und erfuhren ſogar infolge knapper Zufuhren eine weitere 
Steigerung, um jedoch zuletzt wieder auf etwa 190 Mark herabzu— 
gehen. 

Der ſtark ausgewinterte Weizen hat nur einen Durchſchnittsertrag 
von 7 Zentner für den Morgen ergeben bei recht ſchlechter Qualität. 
Die Preiſe erreichten eine anſehnliche Höhe; es wurden für einigermaßen 
gute Ware 240 Mark erzielt. Da nach Polen außer Roggen auch viel 
Weizen ausgeführt wurde, konnten unſere Mühlen ihren Bedarf aus 
der Ernte unſerer Gegend nicht decken, und es waren daher Zufuhren 
aus dem Weſten erforderlich. Es wurden namentlich mecklenburger, 
pommerſcher und holſteiniſcher Weizen bezogen. Auch die Weizenpreiſe 


gingen gegen Ende der Berichtszeit herab. 


Gerſte ergab bei teilweiſe ſehr ſchlechten Qualitäten einen Ertrag 
von etwa 11--12 Zentner für den Morgen. Die brauchbaren Quali— 
täten erreichten eine Höhe von etwa Mark 180,00. Der Abſatz nach 
Königsberg und auch an die Brauereien in Weſt- und Oſtpreußen war 
ziemlich flott. Es gab leider oft Differenzen, da viel Ware wegen Ge 
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ruch beanſtandet wurde. Es ſcheint, als ob die Kampagne ſchon zu 
Ende ſei, denn die Brauereien geben an, gedeckt zu ſein, und augen— 
blicklich iſt anch ſonſt kein Abſatz vorhanden. Nach Weſtdeutſchland 
ſind einige Poſten gehandelt worden, wobei man ganz gute Preiſe er— 
zielte. Da aber viel Gerſte mit Geruch angeboten wird und der Preis 
dafür furchtbar niedrig geworden iſt, ſo kann ſie der Landwirt oft gar— 
nicht loswerden und iſt gezwungen, ſie zu Futterzwecken zu verwenden. 
Nach Sachſen iſt kein Geſchäft mehr zuſtande gekommen; anſcheinend 
genügen unſere Qualitäten nicht. 

Hafer hat entſchieden in dieſem Jahre am beſten abgeſchnitten. 
Erträge bis 20 Zentner für den Morgen bei ganz guten Qualitäten 
ſind keine Seltenheit, und der Durchſchnittsertrag ſcheint bei 16 Zentnern 
nicht zu hoch gegriffen zu ſein. Wie alljährlich kauften die Proviant— 
ämter recht flott bei hohen Preiſen; doch iſt es bedauerlich, daß dem 
Händler ſchwierigere Bedingungen bei kleineren Preiſen geſetzt werden, 
ſodaß das Geſchäft mit dem Proviantamt natürlich leidet. Augenblicklich 
iſt das Geſchäft bei niedrigen Preiſen ſchleppend. 

In den Monaten November und Dezember ging das Geſchäft 
ſowohl in Weizen als auch in Roggenmehl ſehr flott und die Mühlen 
hatten neben der Abwickelung prompter Geſchäfte infolge früher ge— 
tätigter Schlüſſe volle Beſchäftigung. 

Leider änderte ſich das Bild im Weizenmehl-Geſchäft ſehr bald, 
als die polniſchen und ruſſiſchen Grenzmüller als Käufer unſeres in— 
ländiſchen Weizens auftraten und, begünſtigt durch die hohe Zollrück— 
vergütung, ſo hohe Preiſe ſelbſt für geringe Ware bezahlten, daß die 
Weizenpreiſe binnen Kurzem eine ganz annormale Höhe erreichten, wohin 
unſere Mühlen nicht folgen konnten, da es nicht möglich war, für das 
Mehl annähernd dementſprechend hohe Preiſe zu erzielen. Da die 
Weizenernten hier in den beiden letzten Jahren nur klein und ſchlecht 
waren und die Anbauflächen in Weizen von Jahr zu Jahr kleiner 
werden, ſind die Ausſichten für die Müllerei ſehr trübe und man ſieht 
einer dunklen Zukunft entgegen. 

Im Januar war der Abſatz ſowohl in Weizen- als auch Roggen— 
mehl ſtockend, dagegen war in der Berichtszeit für Kleien ſehr lebhafte 
Nachfrage und die Mühlen brachten ihre Produktion hierin ſchlank 
unter. 

Entgegen jeder Erwartung war im abgelaufenen Vierteljahre die 
Stimmung für ausländiſche Kleie matt, zeitweiſe ſogar recht gedrückt, 
ſodaß der Verkauf vielfach mit Schwierigkeiten verbunden geweſen iſt. 
Einen rechten Grund für dieſen ganz unerwarteten Stimmungsum— 


Getreide⸗ 
müllerei. 


Futter⸗ 
mittel⸗ 
handel. 


42 


ſchlag kann man nicht angeben, denn wenn auch zeitweiſe Zufuhren > 


auf Grund früherer Käufe ziemlich ſtark waren, jo haben ſowohl 
inländiſche, wie namentlich aber ausländiſche Mühlen andauernd 
auf ſehr hohe Preiſe gehalten, ſodaß es während der ganzen Berichts— 
periode nahezu unmöglich war, die von Mühlen für Kleie geforderten 
Preiſe mit der Stimmung und den Verkaufspreiſen in Einklang zu 
bringen, denn letztere waren immer niedriger als die von den 
Fabrikanten erſtellten Forderungen. Allerdings hatten unſere Land— 
wirte dank der günſtigen Ernte, namentlich in Futtergetreide, keine 
Neigung und keine Veranlaſſung, die außergewöhnlich hohen Kleie— 
preiſe ferner anzulegen, zumal die niedrigen Viehpreiſe zu ſtarker 
Mäſtung keine Veranlaſſung boten. Die mangelhafte Nachfrage 
bewirkte ein langſames Abbröckeln der Preiſe, die, namentlich für 
Roggenkleie, heute 50 —60 Pfennig per 100 Kilo niedriger ſtehen, als 
dies im vorigen Quartal der Fall geweſen iſt. Die Preiſe dagegen 
für Weizenkleie konnten ſich, wenn ſie zwar auch etwas niedriger 
geweſen ſind wie früher, immerhin noch ziemlich gut behaupten, weil 
die Nachfrage für dieſen Artikel audauernd lebhafter geweſen iſt, als 
die für Roggenkleie. Das Ausland bleibt unentwegt auf ſeinem 
Standpunkt ſtehen, ermäßigt ſeine Forderungen faſt gar nicht, und 
man kann ſich demzufolge kein rechtes Bild von der zukünftigen Preis— 
geſtaltung machen. 

Da auch die Getreidepreiſe in jüngſter Zeit weſentlich gewichen 
ſind, ſo iſt natürlich der Abſatz auf ſpätere Termine ſehr ſchwierig, 
denn die Importeure ſind gezwungen, der Stimmung im Auslande 
Rechnung zu tragen, während die Käufer ſpäter billiger anzukommen 
hoffen und deshalb die immerhin noch hohen Forderungen nicht be— 
willigen wollen, zumal da die andauernd milde Witterung eine Ein— 
ſchränkung des Konſums geſtattet. 

Olkuchen waren bei Beginn des Berichtsquartals im Allgemeinen 
gut gefragt, und wurden zu guten Preiſen gern aus dem Markte 
genommen, zumal da die Zufuhren ſehr mäßig waren. Im Dezember 
war das Angebot etwas größer geworden, wodurch ein Druck auf die 
Preiſe ausgeübt wurde, der aber, da die ruſſiſchen Forderungen in 
letzter Zeit ſich wieder erhöhten, wiederum einer etwas leichteren Be— 
feſtigung wich. Dies gilt namentlich von Leinkuchen und Rübkuchen, 
während Sonnenblumenkuchen, die im November noch zu guten 
Preiſen verkäuflich waren, in letzter Zeit infolge ſtärkerer Ankünfte 
recht flau und unverkäuflich geworden ſind. In allerjüngſter Zeit 
haben aber die Zufuhren in dieſem Artikel auch nachgelaſſen, ſodaß 
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wieder hoffentlich auf beſſeren Abſatz und langſames Anziehen der 
Preiſe zu rechnen iſt. 
Die Ausſichten für Wolle ſind ſchlechter als im vergangenen 


Jahre; die Preiſe find um 15—20 Mark herabgegangen. Mit dem handel. 


Ergebnis der letzten Schur ſind die Landwirte zufrieden. 
Die Zuckerfabrik Culmſee hat uns folgenden Bericht zur Ver— 


fügung geſtellt: „Wir eröffneten die 26. Kampagne 1907/08 am Produktion. 


8. Oktober 1907 und beendeten dieſelbe am 15. Dezember. 

In 120 Arbeitsſchichten wurden 3201920 Zentner Rüben ver- 
arbeitet gegen 3271600 Zentner im Jahre vorher. Im Durchſchnitt 
wurden in 24 Stunden 53365 Zentner gegen 51118 Zentner im 
Vorjahre verarbeitet. Von den Rüben waren 62 550 Zentner unter 
günſtigen Bedingungen von einer ruſſiſchen Zuckerfabrik angekauft 
worden, ſodaß von unſeren Herren Lieferanten auf 21500 Morgen 
nur 3139370 Zentner geerntet waren; das macht im Durchſchnitt pro 
Morgen 146 Zentner gegen 157 Zentner im Vorjahre. 

Der Zuckergehalt der Rüben ergab im Durchſchnitt der Kampagne 
15,28 % Zucker in der Rübe gegen 15,48 % im Jahre vorher. 

Der naſſe und kalte Sommer war dem Wachstum der Rüben 
nicht günſtig geweſen. Im Blattwuchs hatten ſich die Rüben üppig 
entwickelt, aber die Wurzelbildung war ſtark zurückgeblieben! Auf tief 
gelegenen Ackern waren vollſtändige Mißernten zu verzeichnen und 
rechneten wir ſchon mit einem bedeutenden Ernteausfall. Die Zucker— 
bildung ließ auch zu wünſchen übrig und befürchteten wir auch hier 
einen bedeutenden Ausfall gegen das Vorjahr. 

Erſt im September und Oktober trat trockenes und warmes 
Wetter ein, ſodaß erfreulicherweiſe die Rüben zum großen Teile eine 
Zunahme an Gewicht und Zuckergehalt erfahren konnten. 

Die Rübenernte konnte auf vielen Gütern nicht ſo zeitig ge— 
borgen werden als es nötig war. Teils war dies mangelnder Arbeits— 
kräfte wegen nicht möglich, teils wegen verſpäteter Ernte und Be— 
ſtellungsarbeiten. Mitte November trat plötzlich Froſt ein, der einige 
Tage anhielt und dem Roden einiger Hundert Morgen Rüben Ein— 
halt gebot. Das bald darauf eintretende Tauweter ermöglichte es, 
noch einen Teil dieſer Rüben zu ernten und an die Fabrik abzuliefern 
während der Reſt einer zweiten Froſtperiode zum Opfer fiel. Dieſe 
Rüben, ca. 12000 Zentner, gelangten bis zur Beendigung unſerer 
Kampagne nicht mehr zur Ablieferung — konnten aber von einer 
Nachbarfabrik zu verhältnismäßig günſtigen Bedingungen noch aufge— 
nommen werden. 
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Die Produktion der Kampagne an Zucker betrug 
439 724 Ztr. I. Produkt — 13,73 % 


Dein ne EL 
478 974 Ztr. 14,956 0% 


gegen 14,926 % im Vorjahre. 

Der Rübenverbrauch zu einem Ztr. Zucker beträgt demnach 6,685 Itr. 

Während des Sommers hatten wir 200000 Itr. Zucker J. Produkt 
zu Mark 9,10 per Ztr. incl. Sack und franko Neufahrwaſſer verkauft, 
im Laufe der Kampagne wurden 175 000 Ztr. zu Mark 9,25 ver— 
kauft, während der Reſt von 64000 Ztr. noch unverkauft lagert. 

Das Nachprodukt iſt mit Mark 8,40 per Zentner verkauft. 

Der Betrieb in unſerer Fabrik ging außerordentlich glatt — was 
ſchon aus der hohen Durchſchnittsverararbeitungsziffer hervorgeht — 
und hatten wir Betriebsſtörungen glücklicherweiſe nicht zu verzeichnen. 
Zeitweiſe, namentlich in den erſten Wochen der Kampagne machte ſich 
Mangel an Arbeitskräften bemerkbar. Um durch Arbeitseinſtellung 
die Aufrechterhaltung des Betriebes nicht zu gefährden, mußten auf 
faſt allen Stationen weſentliche Lohnerhöhungen bewilligt werden! 

Der beſchloſſene Bau einer Schnitzeltrocknungs-Anlage, und zwar 
Dampftrocknung „Syſtem Sperber“ wurde im Laufe des Sommers 
ausgeführt und konnte rechtzeitig in Betrieb genommen werden. 

Der Betrieb ging, bis auf die erſten 10 Schichten, glatt von 
ſtatten; das Produkt erwies ſich als ein tadelloſes, gut haltbares 
Futter und fand dasſelbe willige Aufnahme bei unſeren Herren Rüben— 
lieferanten und auch bei Händlern. 

Wir zahlten unſeren Aktionären bisher einen Grundpreis von 
90 Pfennigen p. Ztr. Rüben bei freier Rückgabe von 35 9% Schnitzel 
in friſchem Zuſtande oder 3½ 9% getrocknete Ware. Die Fracht für 
Rüben und Schnitzel trug die Fabrik wie bisher. 

Wir hoffen, noch eine Nachzahlung leiſten und eine Dividende 
zahlen zu können, wie hoch, iſt heute noch nicht zu überſehen. 

Die Lage des Zuckermarktes iſt augenblicklich nicht ungünſtig zu 
nennen. Die Erneuerung der Brüſſeler Konvention unter dem Beitritt 
Rußlands, allerdings unter Konzeſſionen an dieſes Land wie an 
England, iſt nun auch ſeitens des Deutſchen Reiches genehmigt, und 
bleibt abzuwarten, ob die Mehrbelaſtung des engliſchen Zuckermarktes 
mit ruſſiſchem Zucker die Preiſe weſentlich drücken wird und dem 
Deutſchen Zuckerhandel größeren Abbruch tut. 

Der Hauptfaktor in der Zuckerſtatiſtik bleibt Cuba. Von dem Ausfall 
der dortigen Zuckerernte wird die weitere Geſtaltung des Marktes abhängen. 
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Die Rübenanbauziffer für die nächſte Kampagne wird wohl 
etwas niedriger ſein wie bisher — allerdings kann hierin im Frühjahr 
noch eine Verſchiebung nach oben ſtattfinden, je nachdem Roggen und 
Weizen durch den Winter kommen; aber die immer noch ſchlechten 
Arbeiterverhältniſſe halten vom Rübenbau zurück.“ 


Die Thorner Stärkefabrik der Deutſchen Brüder⸗Unität ſandte Stärke⸗ 
uns den nachſtehenden Bericht: „Kartoffeln ſind ſtetig teurer gewordenfabrikation. 
infolge einer teilweiſe ſchlechten Ernte bei uns und in den anderen 
Provinzen, deren Ernten für die Stärkeinduſtrie in Betracht kommen. 

Sonſt war im Allgemeinen die Kartoffelernte beſſer als im vorigen 
Jahre. 

Auf Grund der hohen Preiſe für das Rohmaterial ſind die 
Kartoffelfabrikate auf einen hohen Preisſtand gekommen. Die Kartoffel- 
mehl verbrauchenden Induſtrien wollen aber dieſe Preiſe nicht anlegen 
und beſchränken ihren Bedarf in Erwartung billigerer Preiſe auf das 
Allernötigſte. Eine Ermäßigung der Preiſe würde jedoch für die 
Stärkefabriken Verluſte bringen. In Anbetracht dieſes Umſtandes 
und der allgemein geringeren Produktion iſt es ausgeſchloſſen, daß 
ein Preisrückgang erfolgt.“ 

Von dem Inhaber der Spritfabrik W. Sultan in Thorn-Mocker Sprit 
ging uns folgender Jahresbericht zu: Das Geſchäftsjahr 1906/0 7fabrikation. 
brachte den in der Zentrale für Spiritusverwertung G. m. b. H. ver⸗ 
einigten Spritfabriken eine ſtarke Beſchäftigung bei einer Rektifikations⸗ 
prämie von Mark 4,60 für das Hektoliter, r. A. Primaſprit. 

Der deutſche Trinkkonſum verbrauchte etwa 244 Millionen Liter 
r. A., d. h. etwa 18 Millionen mehr als im Vorjahre; dieſer Verbrauch 
ſtellt die größte Menge dar, welche zu Trinkzwecken ſeit Beſtehen der 
amtlichen Statiſtik in Anſpruch genommen worden iſt. 


Ebenſo ſtieg der Abſatz von vollſtändig denaturiertem Brannt— 
wein; er betrug nach dem Jahresberichte der Zentrale für Spiritus 
Verwertung faſt 105 Millionen Liter. Für dieſen Verbrauch zeigt die 
amtliche Statiſtik nicht zuverläſſige Zahlen. Sie weiſt nur die zur 
Denaturierung gelangte Menge nach, nicht deren Verbrauch. Die 
Zentrale hat große Läger ſolcher Ware, die keiner Steuerkontrolle mehr 
unterliegen; da nach ihren Angaben etwa 105 Millionen Liter r. A. 
vollſtändig denaturierte Ware abgeſetzt ſind, die amtliche Statiſtik aber 
nur etwa 86,6 Millionen Liter r. A. nachweiſt, jo konnte die Zentrale 
für Spiritus-Verwertung ihre Vorräte um etwa 18,4 Millionen Liter 
r. A. verringern. 
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Auch der Exportbedarf war im letzten Geſchäftsjahre größer als 
im Vorjahre. Es ſind etwa 21½ Millionen Liter ausgeführt worden. 

Die Verträge, welche dem Spiritus-Syndikat zu Grunde liegen, 
laufen bis zum 30. September 1908. Im letzten Geſchäftsjahr haben 
die Verhandlungen betreffend den Abſchluß neuer Verträge zu einer 
Verſtändigung geführt. Unter ſtarker Beteiligung der landwirtſchaftlichen 
Brennereien und faſt aller norddeutſchen Spritfabriken iſt die Ver— 
längerung des Syndikats bis zum 1. Oktober 1918 zu Stande gebracht 
worden. 

Den Spritfabriken gewährt der neue Vertrag auf die Dauer von 
10 Jahren einen wenn auch gegen die jetzigen Bezüge kleineren, ſo 
doch geſicherten und um ſo lohnenderen Gewinn, wenn die Hoffnung 
ſich erfüllt, daß die verbilligten Fabrikationskoſten eine Steigerung des 
Abſatzes und eine beſſere Ausnutzung der Fabrikeinrichtungen bringen 
werden.“ 

Der Abſatz in der Berichtszeit entſprach zwar etwa demjenigen 
in der gleichen Zeit des Vorjahres, doch war trotzdem das Geſchäft 
nicht günſtig zu nennen, da die durch die Spirituszentrale gewaltig 
in die Höhe geſchraubten Preiſe für Primaſprit kaum noch einen 
Nutzen ließen. Dazu wurde das Geſchäft auch noch durch Gerüchte 
über ein drohendes Branntweinmonopol beunruhigt. 


Holzhandel. Die Einfuhr von Rundholz auf der Weichſel war Mitte 


November beendet, und es läßt ſich daher über die Berichtsmonate 
nur wenig ſagen. Da aber eine rechte Überſicht über die Holzſaiſon 
erſt nach Beendigung der Flößerei möglich iſt, ſo bringen wir hier 
noch einen zuſammenfaſſenden Bericht: „Die diesjährige Holzeinfuhr 
aus Rußland und Galizien auf der Weichſel bei Schillno begann am 
14. Mai (gegen 18. April des Vorjahres) und endete am 25. No— 
vember cr. In dieſer Zeit wurden 1946 Traften eingeführt, (gegen 
2442 Traften im ſelben Zeitraume des Vorjahres) mithin 496 Traften 
weniger. 

Die verſpätete Einfuhr iſt zum Teil auf den andauernden und 
ſpäten Winter, zum Teil auf das im Frühjahr in kurzen Abſtänden 
wiederkehrende, mehrmalige Hochwaſſer zurückzuführen. 

Der im Frühjahr in Berlin ausgebrochene große Tiſchlerſtreik, 
welcher ſpäter in einen allgemeinen Bauhandwerkerſtreik ausartete 
und nahezu fünf Monate hindurch andauerte, hat lähmend auf das 
geſamte Geſchäft eingewirkt. 

Die Kreditverhältniſſe wurden durch den Zuſammenbruch der 
Marienburger Privatbank und den Konkurs der großen Berliner Holz— 
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firma Guſtav Cohn, ferner als ein Zeichen der rückgängigen Konjunktur 
die Faliſſements einiger bedeutender Danziger Häuſer ſowie verſchiedener 
nicht unbedeutender Firmen in der Provinz, ſehr erſchüttert, ſodaß ſelbſt 
die beſten Holzwechſel nur ſchwer und zu hohen Zinsſätzen unterzu— 
bringen waren; hierzu kommt noch, daß der Reichsbankdiskont die ganz 
außergewöhnliche Höhe von 7 Prozent für Wechſel und 8 ½ Prozent 
für Lombard erreichte, ſodaß die Bauluſt infolge aller dieſer Umjtände, 
namentlich aber des herrſchenden Geldmangels wegen, erheblich zurück— 
gehen mußte. Ebenſo iſt auch der Brettermarkt ziemlich gedrückt, weil 
die Mühlen zum größten Teil noch mit reichlichen Lägern verſehen 
ſind und die Nachfrage nur gering war; auch das Balken- und 
Mauerlattengeſchäft liegt darnieder und im Elſenmarkt herrſcht gleich— 
falls Ruhe. 


Nur der Eichenmarkt zeigte Lebhaftigkeit, namentlich wurden 
Plançons und Rundeichen in guter Beſchaffenheit geſucht. 


Ein weiterer Rückſchlag im Holzhandel iſt daher unvermeidlich, 
und obwohl die Preiſe für mittlere und untergeordnete Hölzer (Bau— 
hölzer) bereits um ca. 15% zurückgegangen und nur für beſſere Hölzer 
(gute Schneideware) Nachfrage vorhanden war, ſo fand auch dieſe nur 
bei einem Preisrückſchlage von ca. 10 Prozent Abnehmer. 


Die in dieſem Jahre erfolgte Einfuhr von über 700000 Stück 
Rundkiefern, welche Zahl infolge der geſchilderten Lage ſowie der 
geringen Kaufluſt bei weitem nicht die gewünſchte Aufnahmefähigkeit 
finden konnte, hat verſchiedene der ruſſiſchen Importeure veranlaßt, mit 
ihren unverkauften Vorräten nach dem Bromberger Hafen und nach 
Glietzen zu gehen, um dort zum Frühjahr beſſere Preiſe abzuwarten. 


Nur wenn man pro 1908 eine geringere Einfuhr erwarten kann, 
iſt Ausſicht vorhanden, von dieſen Spekulationen Erfolg ſich verſprechen 
zu können, ſowie auf eine Beſſerung der Marktlage in der kommenden 
Flößereiperiode zu rechnen. Anfang November d. Is. brach in Danzig 
noch ein kleiner Holzarbeiterſtreik aus, welcher 3 Wochen hindurch an— 
dauerte und an dem ca. 700 Arbeiter beteiligt waren. Durch Miniſterial— 
erlaß ſoll der Verband der Traften in Zukunft infofern eine Anderung 
erfahren, als die Verwendung von Draht hierzu fortan nicht mehr ge— 
ſtattet wird, weil dadurch verſchiedentliche Unfälle bei den deutſchen 
Waſſerholzarbeitern vorgekommen ſind; es dürfen daher nur ſog. Weeden, 
(Weidenmaterial) Verwendung finden. Von Intereſſe iſt noch zu ver— 
zeichnen, daß die Arbeiten des Thorner Holzhafens rüſtig vorgeſchritten 
ſind, und nach Angabe unſeres Gewährsmannes ſchon im Frühjahr 


1909 die Übergabe des Hafens an die Hafenbau-Aktien-Geſellſchaft 
wird erfolgen können. 

Der ungefähre Wert der auf der Weichſel über Schillno in Preußen 
eingeführten Rund- und Kanthölzer beziffert ſich laut umſtehender 
Schätzung wie folgt: 


Schilluo 1907. 


00 Holzarten h 81 Mark 


788078] Rundkiefern .. 26,50 20884067 
819231] kief. Mauerlatten, Balten, Timber 15,500 12698080 
6074560 „ Sleeper 5,00 3037280 
1569371 „ Schwellen. . 3,25] 5 100 455 
250227 „ Riegelhölzeerr e 1,80 450 408 
67682] Rundtannen . .. 17,50] 1184435 
9712] tan. Mauerlatten und Balten . 111,00 106 832 
50544] Nund⸗Elſen. 14,50 732 888 
3880 ERDE 5 aa 11600 62080 
219 „ e 00 1752 
351 As ER h er e 2 632 
39988] „ Eichen 35,00 1399 475 
148 100] eich. Rundſch wellen. 6,00 888 600 
263100 , Plançons und Eichen . . 38,00 999 780 
a e 19886 
196271 „ Schwellen 4,25 834151 
3100| ,„ Weichenſchwellen. . . | 5,00 15500 
42991] , Tramwayſchwellen . . | 2,00 85 982 
g S 028 92 50 
1059 „ Blamiſer J 0,75 794 25 
165290 „ Speichen 0,15 2479| 35 
SH | 48507 651| 70 


Nach Liepe a./D. gelangten von dieſem Quantum bis Schluß 
der Saiſon folgende Hölzer (inkl. Warte): 


Holzarten Stückzahl 


Rundkiefern . e 
kief. Mauerlatten, Balten, Timber Tan re 
e r AIR 
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Holzarten 


Stückzahl 


kief. Riegelhölzer 


Rundtannen NEAR. 
tann. Mauerlatten und Balken 
Rund⸗Elſen 
Eſchen 
Birken 

„ Eichen 
eich. Plangons und [ 
Weichenſchwellen 


I 


7 


Eichen . 


7 


294 205 
32 685 
2147 

3 937 
206 

28 
11287 
4 

86 


Gezahlt wurden nachſtehend verzeichnete Preiſe und zwar: 


A. Nundholz. 


I. Klaſſe. II. Klaſſe. 
Kiefern pro Cbfs. 60—80 Pfg. 45 —56 Pfg. 
Tannen „ „ 48—55 „ 
Eſchen ” „ 70-90 „ 
Sinn 55 
Elſen 3 „ 50—80 „ 
I. Klaſſe. 


Weißbuchen pro Cbfs. 


7085 Pfg. 


Eichen 5 „ 1,50 —2,10 Mk. 
Rüſtern 5 5 60 75 Pfg. 
Birken 45 


7 77 


B. Kantholz. 
Ruſſiſche Mauerlatten (Balken) pro Cbfs. 
Galiziſche dto. 
Sleeper 
Timber 
eich. Schwellen 
tief. dto. 
Plancons 


* 


1,05 — 1,25 
0,75—0,82 
0,75—0,85 
1,10— 1,20 

4,25 
2,85—3,25 


„ 2,00—3,00 


Mk. 


Holz⸗ 
ſchneide⸗ 
mühlen. 


Braue⸗ 
reien. 
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Die Ausſichten für das Jahr 1908 ſind daher keine günſtigen zu 
nennen. Bis heute iſt von Abſchlüſſen in Rußland durch deutſche 
Kaufleute nichts zu hören geweſen. 

Einige vorliegende Offerten fanden Ablehnung.“ 

In Thorn war das Geſchäft ſehr ruhig. Schnittmaterialien 
wurden nur wenig verlangt und größtenteils am Ort oder in der 
Umgegend abgeſetzt. Die Vorräte an Brettern ſind daher reichlich. 
Auch die Nachfrage nach Bauholz war nicht beſonders rege, doch 
konnten immerhin einige Beſtellungen, wenn auch zu mäßigen Preiſen, 
ausgeführt werden. Die Thorner Kiſtenfabrik war vor Weihnachten 
gut beſchäftigt. Arbeiter waren den ganzen Winter hindurch in ge— 
nügender Zahl zu bekommen. 

Auch aus den übrigen Städten unſeres Bezirks wird uns gemeldet, 
daß der Abſatz ſehr gering geworden iſt und kaum noch die Betriebs— 
koſten gedeckt werden. Überall haben ſich große Vorräte von ge— 
ſchnittener Ware angeſammelt, was doppelt nachteilig iſt, da die Preiſe 
ſinken und der Zinsfuß immer noch recht hoch iſt. Bei den Rund— 
holzkäufen in unſeren Wäldern war deshalb auch wenig Kaufluſt zu 
ſpüren, und die Preiſe ſind durchweg gefallen. In mehreren Ober— 
förſtereien ſind ſogar wegen zu niedriger Gebote keine Zuſchläge er— 
teilt worden. \ 

Von allen berichterjtattenden Brauereien wird über einen nicht 
unerheblichen Rückgang des Bierabſatzes geklagt. Man macht dafür 
in erſter Linie die hohen Lebensmittelpreiſe verantwortlich, ſodann 
aber auch die Anti-Alkoholbewegung. Daß die Lage der Brauereien 
aber jedenfalls recht mißlich iſt, geht aus folgendem Bericht hervor: 
„Das Jahr 1907 kann als ein für die Brauereien höchſt unglückliches 
bezeichnet werden, denn in dieſem Unglücksjahr kam alles das zu— 
ſammen, was dem Brauer das Geſchäft zu erſchweren und einen Ver— 
dienſt illuſoriſch zu machen geeignet iſt. 

In erſter Reihe mußte infolge der während der ganzen Sommer— 
monate anhaltenden kalten und naſſen Witterung der Abſatz koloſſal 
leiden und er iſt auch tatſächlich faſt bei allen Brauereien der Nord— 
deutſchen Brauſteuergemeinſchaft zurückgegangen, bei manchen ſogar 
recht erheblich. Sodann kam eine faſt ganz verregnete Ernte hinzu, 
die die Preiſe für einigermaßen brauchbare Gerſten ins Exorbitante 
ſteigen ließ, ſodaß dieſelben gegen das Vorjahr bis zu 30 Mark und 
darüber pro Tonne differierten. Hierzu kam noch die große Geldan— 
ſpannung der letzten Monate des Vorjahres, ſowie der ſehr hohe 
Zinsfuß der Reichsbank und die damit verbundene bedeutende Ein— 
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ſchränkung des Kredits bei ſämtlichen Geldinſtituten, um manchem 
Brauer, der nur über ſchwache Mittel verfügte, die weitere Exiſtenz zu 
rauben bezw. den beſſer ſituierten erhebliche Verluſte zuzufügen. 

Für den Kreis Brieſen kam als weiteres erſchwerendes Moment 
noch die ſchon ſeit einer Reihe von Wochen verhängte Sperre wegen 
der herrſchenden Maul- und Klauenſeuche hinzu, deren Begleit— 
erſcheinungen die Aufhebung der Märkte und großer Geldmangel bei 
den Beſitzern waren, die ihr Vieh nicht verkaufen durften. 

Aber auch ohne den letzten Mißſtand werden die anderen ſchon 
genügt haben, um bei faſt allen Brauereien große, zum Teil ganz 
bedeutende Ausfälle herbeizuführen und den Wunſch laut werden zu 
laſſen, daß das kommende Jahr nicht nur für den Brauer, ſondern auch 
für die Landwirtſchaft wieder einmal ein recht geſegnetes werden möge. 
Nicht unerwähnt möchte ich noch laſſen, daß zum nicht geringen Teil 
die Brauer ſelbſt daran Schuld ſind, wenn ihr ehemals ſo blühendes 
Geſchäft heute zu denjenigen gehört, die den elendeſten Verdienſt ab— 
werfen, da ſie ſich noch immer nicht entſchließen können, die Bierpreiſe 
derart zu normieren, daß auch in ungünſtigen Jahren ihnen immer 
noch ein beſcheidener Verdienſt bleibt, und es wird der Rückgang der 
Brauereien nicht eher nachlaſſen bis ſich auch die Brauer endlich dazu 
aufraffen werden, ſich gegen ihre zahlreichen Feinde und Gegner durch 
eine ſtrenge Organiſation zu ſchützen.“ 

Das Weingeſchäft hat in den letzten Monaten ſeinen gewöhnlichen 
Verlauf genommen. Die Ernte hat ſich im allgemeinen doch günſtiger 
geſtaltet, als man erwartete; man kann in den Hauptproduktions— 
gebieten mit einem ¼ Herbſt rechnen, während die Qualität des 
1907er Wein ſowohl in Deutſchland als auch in Frankreich, wenn auch 
nicht hervorragend, doch als mittel bis befriedigend zu bezeichnen iſt. 
Eine Preisſteigerung iſt nicht wahrzunehmen geweſen. 

Das Ledergeſchäft blieb gequält. Das Sinken der Rohlederpreiſe 
veranlaßte, daß ſowohl der Händler wie der Verbraucher auf billigere 
Preiſe rechneten und ſich daher beim Kauf ſo viel wie möglich ein— 
ſchränkten. Der hohe Zinsfuß trug ebenfalls zu dem ſtockenden Ge— 
ſchäftsgang bei. Die Gerber andererſeits, die die überteueren rohen 
Häute in den Gruben hatten, wollten niedrigere Preiſe nicht ſtellen. 
Es ſind daher auch nur einige Lederſorten billiger geworden, erſt— 
klaſſige Sohlleder garnicht. Die Kaſſaeingänge ließen alles zu wünſchen 
übrig. 

Im November und Dezember gingen die Preiſe für ſämtliche 
Rohhäute weiter herab. Der niedrigſte Stand brachte 40—45 % 

4* 
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Unterpreiſe gegen die im Vorjahre höchſten Preiſe. Einzelne Artikel, 
wie ſchwere Bullenhäute und ganz leichte Rindhäute ſind geradezu 
unverkäuflich. Im Januar haben ſich die Preiſe für Rindhäute und 
Kalbfelle etwas gebeſſert. Roßhäute blieben nach wie vor flau. 
Haſenfelle erzielten, trotzdem höchſtens ¼ des vorjährigen Gefälles 
einging, 30% niedrigere Preiſe. Es ſollen bei den Großhändlern und 
Haarſcherereien noch große vorjährige Vorräte vorhanden geweſen ſein. 

In den Berichtsmonaten November, Dezember und Januar war 


fabrikation.die Schuhfabrikation mit Anfertigung der Frühjahrsaufträge beſchäftigt. 


Da dieſe jedoch knapp eingegangen waren, wurde mit verkürzter Arbeits— 
zeit 8-9 Stunden täglich gearbeitet. Auch die Weihnachtszeit brachte 
ſo gut wie gar keine Beſtellungen, ein Zeichen, daß die Schuhhändler 
noch reichlich mit Waren verſehen ſind, welche ſie vor Beginn der 
Preisſteigerung weit über Bedarf gekauft hatten. Die Kaſſaeingänge 
waren indeſſen gut und es iſt eine Belebung des Geſchäftes zu er— 
hoffen, wenn das Frühjahr warme und ſonnige Tage bringt. 

Der Ziegelmarkt in den letzten drei Monaten hat gegen früher 
eine ganz andere Geſtalt angenommen. War ſolange der Abſatz 
ſchlank und glatt, ſo hörte jetzt jegliche Nachfrage auf infolge des 
außerordentlich hohen Zinsſatzes der Reichsbank. Privatbauten können 
unter ſo ſchwierigen Geldverhältniſſen ganz und gar nicht vorgenommen 
werden. Auch für die nächſte Zukunft eröffnen ſich durchaus keine er— 
freulichen Ausblicke. Es iſt ein großer Lagerbeſtand vorhanden, der 
wiederum auf die Verkaufspreiſe lähmend wirkt. 

Das Geſchäft in landwirtſchaftlichen Maſchinen flaute in den 


Monaten November, Dezember und Januar weiter ab, wie es zwar 


wohl alljährlich in dieſer Zeit zu konſtatieren iſt, in dieſem Jahr aber 
anſcheinend noch durch die vielen Viehſperren, die ſehr lähmend auf 
die Kaufluſt wirken, verſtärkt wird. 

Die Eiſenkonſtruktionswerkſtätten ſind noch auf mehrere Monate 
mit lohnenden Aufträgen wohl verſorgt. 

Auch in der Gießerei haben ſich die Ausſichten nicht verſchlechtert. 
Neue gute Aufträge ſind bereits in größerer Zahl von der Eiſenbahn— 
verwaltung wieder eingegangen, und auch der ſonſtige allgemeine 
Bedarf in Gußſachen ſcheint ſich nicht verringert zu haben. 

Die Preiſe für Rohmaterialien ſind, abgeſehen von Kohlen und 
Koks, erheblich gefallen, die Löhne haben jedoch infolge der hohen 
Lebensmittelpreiſe noch immer eine ſteigende Tendenz, und es iſt des— 
halb kaum zu erwarten, daß die Preiſe für fertige Fabrikate denjenigen 
der Rohmaterialien folgen werden. 
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Diejenigen Fabriken, die ſich mit der Verleihung von Dampfpflügen 
befaſſen, teilen mit, daß dieſes Geſchäft infolge der großen Nieder— 
ſchläge viel zu wünſchen übrig ließ. 

Wie wohl in faſt allen kaufmänniſchen Betrieben, ſo hat auch Drogen— 
der Geſchäftsgang der Drogenbranche durch die rapide Preisſteigerung Handel. 
faſt aller Rohmaterialien eine ſehr bedeutende Beeinträchtigung er— 
litten. Es ſtiegen Vegetabilien, Stärkepräparate, Speiſe- und ätheriſche 
Ole, Maſchinenfette und Ole, Sprit- und Atherpräparate in unge— 
wöhnlicher Höhe. Da man im Zwiſchenhandel nicht jede Preisſteigerung 
der Ware mit dem Verkaufspreis in Einklang bringen kann, ſo mußten 
manche Artikel ohne, oder mit ſehr klein bemeſſenem Nutzen verkauft 
werden. 

Weichend im Preiſe war Campher, amerikaniſches und deutſches 
Terpentinöl, Zink- und Bleifarben. 

Das Geſchäft mit Rußland konnte ſich auch nur ſchwer entwickeln, 
da ſich die Grenzverhältniſſe von Jahr zu Jahr mehr zuſpitzen. Dazu 
kommt noch die in letzter Zeit ſich bemerkbar machende Boykottierung 
deutſcher Geſchäfte ſeitens der Polen, die ohne Zweifel größere nach— 
teilige Ausdehnung gewinnen wird. 

Infolge der ſchlechten Gurken-, Obſt- und Kartoffelernte war Eſſig⸗ 
das Geſchäft äußerſt müßig, ſodaß die aufgeſammelten Vorräte ausfabrikation. 
den Wintermonaten nur mühſam unterzubringen waren. Ferner 
übten die ſtarke Erhöhung der Spiritus-Preiſe gegen Ende des Jahres, 
und die Herabſetzung der Brennſteuervergütung von 8 auf 6 Mark 
einen ungünſtigen Einfluß auf die Geſchäftslage aus, zumal da eine 
Steigerung der Eſſigpreiſe mit Rückſicht auf die Konkurrenz der Eſſig— 
eſſenz (Holzeſſig) ſchwer durchführbar iſt. Auch der Monat Januar 
gehört zu denjenigen, in welchen das Geſchäft ruht und die Produktion 
größtenteils dem Lager zugeführt wird. 

Der Umſatz bewegte ſich in dem letzten Vierteljahre in denſelben Bonbon, 
Grenzen wie im Vorjahre, nur zeigte ſich inſofern eine Verſchiebung, ne Schoko 
als das Detailgeſchäft eine weſentliche Beſſerung erfuhr. Dieſer Mehr, ne 45 
umſatz im Detailgeſchäft wurde durch das Manko im Engros-Geſchäft £ 
ungefähr ausgeglichen. 

Die Steigerung des Detailgeſchäftes hätte eine annehmbare Ver— 
größerung des Nutzens gebracht, wenn nicht die hohen Preiſe des Roh— 
kakaos überhaupt jeden Nutzen gänzlich illuſoriſch gemacht hätten. Es 
war unmöglich, die dem Publikum ſeit Jahren geläufigen Verkaufs— 
preiſe entſprechend zu erhöhen, ſodaß ſogar im Detailgeſchäft eine Anzahl 
langjährig eingeführter Fabrikate unter dem Fabrikationswerte verkauft 
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Da 


werden mußten. Am Schluſſe des Dezember ſetzte dann der ſchon 
lange erwartete Rückſchlag in den Notierungen des Rohkakaos ein. Der 
oben erwähnte Ausfall im Engros-Geſchäft iſt darauf zurückzuführen, 
daß infolge der hohen Preiſe für Kakao und Schokoladen der Konſum 
in dieſen Fabrikaten zurückging. 

Ueber die Berichtsmonate iſt nicht viel Befriedigendes zu ſagen. 

November, Dezember hielten ſich auf der Höhe des Vorjahres. 
Januar war, wie allgemein beſtätigt wird, ſchlechter. Zum größten 
Teil iſt dieſes wohl auf das faſt vollſtändige Fortbleiben der polniſchen 
Kundſchaft von jenſeits der Grenze zurückzuführen. Wegen der bekannten 
Geſetzesvorlage ſoll dort eine allgemeine Verſtimmung herrſchen und 
ein Boykott aller preußiſchen Waren angeregt und angeſtrebt werden. 


Es häufen ſich in letzter Zeit Klagen über Unlauterkeit im Aus— 


verkaufsweſen Dieſe Klagen würden vorausſichtlich verſtummen, 
wenn der kürzlich veröffentlichte Geſetzentwurf, betreffend die Ab— 
änderung des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes, 
angenommen werden würde. 


Die in den letzten Berichtsperioden zum Ausdruck gebrachte 


Beſſerung in der Lage der Seifeninduſtrie hat in den Monaten 


November Januar leider ſchon im November einer erheblichen 
Verſchlechterung Platz machen müſſen. 

Dadurch daß im November und Dezember einige Rohſtoffe 
rückgängige Preiſe hatten, drängten einige Fabrikanten nach niedrigeren 
Preiſen für die Seifen, obwohl eben erſt die Läger mit Rohſtoffen 
für den Winterbedarf zu teuren Preiſen gefüllt worden waren und 
die billigeren Preiſe für Rohſtoffe erſt von Aufgang der Schiffahrt 
im Frühjahr in Betracht kommen könnten. 

Im Intereſſe der Fortdauer der kaum angeknüpften Beziehungen 
unter den Fabrikanten wurde dem Drängen einiger weniger Fabrikan— 
ten nachgegeben und eine Preisermäßigung für alle Seifenfabrikate 
beſchloſſen, ſodaß der Nutzen auf das Außerſte beſchränkt iſt. 

Während der Geſchäftsgang in den Monaten November und 
Dezember befriedigend war, hat derſelbe im Januar 1908 auch im 
Vergleich zum Januar 1907 erheblich nachgelaſſen. Die Geldteuerung 
und die Teuerung der Produkte ſcheinen den Konſum im Allgemeinen 
einzuſchränken. Zudem macht ſich bei der Provinzkundſchaft eine ganz 
beſondere Geldknappheit bemerkbar. 

Der Geſchäftsverkehr hatte in den Monaten November, Dezember 
und Januar gegen die letzten 3 Berichtsmonate eine weſentliche Ver— 
änderung nicht aufzuweiſen. Die Einfuhr nach Rußland war nach wie 
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vor recht lebhaft und die Spediteure waren an allen Grenzen gut be— 
ſchäftigt, um ſo mehr als auch wieder ein recht belangreiches Ausfuhr— 
geſchäft aus Deutſchland nach Ruſſiſch-Polen in Roggen, Weizen und 
Hafer über die Zollämter Alexandrowo, Szezypiorno und Sosnowice 
ſich entwickelte. 

Auch die Ausfuhr aus Rußland in Futtermitteln war im November 
und Dezember recht lebhaft und hat erſt im Laufe des Monat Januar 
etwas nachgelaſſen. 

Die Weichſelſchiffahrt iſt infolge des ungünſtigen Waſſerſtandes 
früher als ſonſt zum Stillſtand gekommen. 

Die von den Grenzſpediteuren in hervorragendem Maße als 
Zollkaution bei den ruſſiſchen Zollämtern benutzte ruſſiſche Staatsrente 
vom Jahre 1894, über deren ungünſtigen Stand wiederholt geklagt 
wurde, hat ſeit Mitte Dezember eine langſame aber andauernde Auf— 
wärtsbewegung begonnen, und die Kurſe ſtellen ſich heute ca. 30% 
günſtiger als bei der Bilanzierung am 31. Dezember 1906. Es iſt zu 
erwarten, daß bei dem weiteren Rückgang des Bankdiskonts in Ruß— 
land und Deutſchland, unter deſſen Höhe in den Berichtsmonaten 
natürlich auch die Spediteure zu leiden hatten, die Beſſerung in den 
Rentenkurſen weitere Fortſchritte machen wird. 


In den Monaten November, Dezember, Januar ruhte der Abſatz Pünge- 


künſtlicher Düngemittel, bis auf geringe Ausnahmen bei Thomasſchlacken— 
mehl und Kaliſalzen, gänzlich. Die Vorverkäufe auf Frühjahr und 
Herbſt bewegten ſich ungefähr in den gleichen Mengen wie im Vorjahre. 

Durch die Einſchränkung der Thomas-Stahlfabrikation, droht eine 
erhebliche Verminderung der Herſtellung in Thomasſchlackenmehl, was, 
wenn dies Tatſache würde, von erheblichem Einfluſſe auf die Preis- 
geſtaltung auch der übrigen Phosphorſäuren-Düngemittel ſein würde. 
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